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I 

(Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen) 

EMPFEHLUNGEN 

RAT 

EMPFEHLUNG DES RATES 

vom 20. Dezember 2012 

zur Validierung nichtformalen und informellen Lernens 

(2012/C 398/01) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf die Artikel 165 und 166, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Validierung von Lernergebnissen insbesondere Kennt­
nissen, Fähigkeiten und Kompetenzen, die auf nichtfor­
malem und informellem Wege erzielt werden, kann für 
die Steigerung von Beschäftigungsfähigkeit und Mobilität 
eine wichtige Rolle spielen und insbesondere sozio-öko­
nomisch benachteiligte oder niedrigqualifizierte Men­
schen verstärkt für lebenslanges Lernen motivieren. 

(2) In einer Zeit, in der die Europäische Union mit einer 
schweren Wirtschaftskrise konfrontiert ist, die zu einem 
steilen Anstieg der Arbeitslosigkeit insbesondere bei jun­
gen Menschen geführt hat, und angesichts der Bevölke­
rungsalterung ist die Validierung von relevanten Kennt­
nissen, Fähigkeiten und Kompetenzen für die Verbes­
serung der Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarkts, für die 
Förderung der Mobilität und für die Steigerung der Wett­
bewerbsfähigkeit und des Wirtschaftswachstums wichti­
ger denn je. 

(3) Arbeitgeberverbände, einzelne Arbeitgeber, Gewerkschaf­
ten, Industrie-, Handels- und Handwerkskammern, natio­
nale Stellen, die an der Anerkennung von Berufsqualifi­
kationen beteiligt sind und an der Bewertung und Zerti­
fizierung von Lernergebnissen mitwirken; Arbeitsvermitt­
lungsdienste, Jugendorganisationen, Jugendbetreuer, Bil­
dungsanbieter sowie Organisationen der Zivilgesellschaft 
spielen als Schlüsselakteure eine entscheidende Rolle bei 

der Erleichterung nichtformalen und informellen Lernens 
und der sich daran anschließenden Validierungsverfahren. 

(4) Im Rahmen der Strategie „Europa 2020“ für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum wird zum Aus­
bau von Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompetenzen auf­
gerufen, um so für mehr Wirtschaftswachstum und Be­
schäftigung zu sorgen. Die flankierenden Leitinitiativen 
„Jugend in Bewegung“ und „Agenda für neue Kompeten­
zen und Beschäftigungsmöglichkeiten“ betonen, dass fle­
xiblere Bildungswege benötigt werden, die den Einstieg in 
den und das Vorankommen auf dem Arbeitsmarkt ver­
bessern, den Übergang zwischen Arbeits- und Lernphasen 
erleichtern und eine Validierung des nichtformalen und 
des informellen Lernens begünstigen können. 

(5) In den Schlussfolgerungen des Rates vom 12. Mai 2009 
zu einem strategischen Rahmen für die europäische Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und be­
ruflichen Bildung (ET 2020) ( 1 ) wird darauf verwiesen, 
dass lebenslanges Lernen als Grundprinzip des gesamten 
Rahmens anzusehen ist, das jede Art des Lernens — 
formal, nichtformal oder informell — auf allen Ebenen 
abdecken soll. 

(6) Die „EU-Strategie für die Jugend — Investitionen und 
Empowerment. Eine neue offene Methode der Koordinie­
rung, um auf die Herausforderungen und Chancen ein­
zugehen, mit denen die Jugend konfrontiert ist“ aus dem 
Jahr 2009 fordert eine bessere Anerkennung von Fähig­
keiten, die junge Menschen auf nichtformalem Wege er­
werben, und betont, dass das auf EU-Ebene vorhandene 
Instrumentarium zur Validierung von Kenntnissen, Fähig­
keiten und Kompetenzen und zur Anerkennung von
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Qualifikationen in vollem Umfang genutzt werden muss. 
Diese Strategie ist vom Rat in seiner Entschließung vom 
27. November 2009 über einen erneuerten Rahmen 
für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa 
(2010-2018) ( 1 ) gebilligt worden. 

(7) Im Kommuniqué von Brügge (Dezember 2010) erklärten 
die für die berufliche Aus- und Weiterbildung zuständi­
gen europäischen Minister, die europäischen Sozialpart­
ner und die Europäische Kommission, die teilnehmenden 
Länder sollten bis spätestens 2015 damit beginnen, ein­
zelstaatliche Verfahren für die Anerkennung und Validie­
rung des nichtformalen und des informellen Lernens zu 
entwickeln, gegebenenfalls mit Unterstützung einzelstaat­
licher Qualifikationsrahmen. 

(8) Während in dem Kommuniqué der Konferenz der für die 
Hochschulen zuständigen Minister, die vom 28./29. April 
2009 in Löwen und Louvain-la-Neuve stattfand, hervor­
gehoben wurde, dass erfolgreiche politische Strategien für 
lebenslanges Lernen grundlegende Prinzipien und Verfah­
ren für die Anerkennung früheren Lernens auf der 
Grundlage der Lernergebnisse umfassen sollten, werden 
die Mitgliedstaaten in den Schlussfolgerungen des Rates 
vom 28. November 2011 zur Modernisierung der Hoch­
schulbildung ( 2 ) aufgefordert, klare Pfade für den Eintritt 
in die Hochschulbildung nach der beruflichen und sons­
tigen Bildung sowie Mechanismen zur Anerkennung frü­
herer Lernergebnisse und Erfahrungen, die außerhalb der 
formalen allgemeinen und beruflichen Bildung erworben 
wurden, zu entwickeln. 

(9) In der Entschließung des Rates vom 28. November 2011 
über eine erneuerte europäische Agenda für die Erwach­
senenbildung ( 3 ) wird die Einrichtung voll funktionstüch­
tiger Systeme zur Validierung des nichtformalen und in­
formellen Lernens und die Förderung der Inanspruch­
nahme der Systeme durch Erwachsene aller Altersstufen 
und auf allen Qualifikationsniveaus sowie durch Unter­
nehmen und sonstige Organisationen als einer der prio­
ritären Bereiche für den Zeitraum 2012-2014 aufgeführt. 

(10) In der Entschließung des Rates vom 19. Dezember 2002 
zur Förderung einer verstärkten europäischen Zusam­
menarbeit bei der beruflichen Bildung ( 4 ) und in der Ko­
penhagener Erklärung vom 30. November 2002 wurde 
die Ausarbeitung gemeinsamer Grundsätze bezüglich der 
Validierung nichtformalen und informellen Lernens ge­
fordert. 

(11) Der Rat und die im Rat vereinigten Vertreter der Regie­
rungen der Mitgliedstaaten traten in ihrer Entschließung 
vom 18. Mai 2004 für gemeinsame europäische Grund­
sätze für die Ermittlung und Validierung von nichtforma­
len und informellen Lernprozessen ein. 

(12) Seit 2004 wird regelmäßig ein Europäisches Verzeichnis 
zur Validierung nichtformalen und informellen Lernens 
mit Informationen über die gegenwärtigen Validierungs­
praktiken in europäischen Ländern veröffentlicht; 2009 
wurden Europäische Leitlinien für die Validierung nicht­
formalen und informellen Lernens veröffentlicht. 

(13) Mit der Entscheidung Nr. 2241/2004/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 
2004 über ein einheitliches gemeinschaftliches Rahmen­
konzept zur Förderung der Transparenz bei Qualifikatio­
nen und Kompetenzen (Europass) ( 5 ) wurde der Europass 
eingeführt, ein europäisches Portfolio, das Bürger benut­
zen können, um ihre Kompetenzen und Qualifikationen 
in ganz Europa leichter ausweisen, nachweisen und prä­
sentieren zu können. 

(14) In der Entschließung des Rates und der im Rat vereinig­
ten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
18. Mai 2006 über die Anerkennung des Wertes von 
nicht formalen und informellen Lernerfahrungen im eu­
ropäischen Jugendbereich ( 6 ) wurden die Mitgliedstaaten 
ersucht, die Ermittlung der beim nichtformalen und in­
formellen Lernen erworbenen Kompetenzen zu ermögli­
chen, damit sie auf dem Arbeitsmarkt anerkannt werden 
können. 

(15) Für Teilnehmer an Projekten, die durch das mit dem 
Beschluss Nr. 1719/2006/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 7 ) eingeführte Programm „Jugend 
in Aktion“ finanziert werden, wurde der Jugendpass als 
ein Instrument für mehr Transparenz geschaffen. 

(16) In der Empfehlung des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. April 2008 zur Einrichtung des Europäi­
schen Qualifikationsrahmens für lebenslanges Lernen ( 8 ) 
werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, ihre nationalen 
Qualifikationssysteme an den Europäischen Qualifikati­
onsrahmen zu koppeln und die Validierung des nicht­
formalen und des informellen Lernens gemäß den im 
Mai 2004 vereinbarten gemeinsamen europäischen 
Grundsätzen zu fördern. 

(17) Das 1989 im Rahmen des Erasmus-Programms einge­
führte Europäische System zur Anrechnung von Studien­
leistungen (ECTS) sieht eine auf den erreichten Lernzielen 
und dem dafür erforderlichen Arbeitsaufwand basierende 
Anrechnung der Ergebnisse formalen Lernens vor und 
erleichtert den Hochschulen außerdem die Anrechnung 
von Lernergebnissen auf der Grundlage nichtformaler 
und informeller Lernerfahrungen. 

(18) Gemäß der Empfehlung des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Juni 2009 zur Einrichtung eines 
europäischen Bezugsrahmens für die Qualitätssicherung 
in der beruflichen Aus- und Weiterbildung ( 9 ) sollte die­
ser Bezugsrahmen die Anwendung der gemeinsamen eu­
ropäischen Grundsätze für die Ermittlung und Validie­
rung von nicht formalen und informellen Lernprozessen 
unterstützen, zur Verbesserung des Verhältnisses zwi­
schen den Bereichen Bildung, Ausbildung und Beschäfti­
gung und zur engeren Verknüpfung von formalen, nicht­
formalen und informellen Lernerfahrungen beitragen.

DE C 398/2 Amtsblatt der Europäischen Union 22.12.2012 

( 1 ) ABl. C 311 vom 19.12.2009, S. 1. 
( 2 ) ABl. C 372 vom 20.12.2011, S. 36. 
( 3 ) ABl. C 372 vom 20.12.2011, S. 1. 
( 4 ) ABl. C 13 vom 18.1.2003, S. 2. 

( 5 ) ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 6. 
( 6 ) ABl. C 168 vom 20.7.2006, S. 1. 
( 7 ) ABl. L 327 vom 24.11.2006, S. 30. 
( 8 ) ABl. C 111 vom 6.5.2008, S. 1. 
( 9 ) ABl. C 155 vom 8.7.2009, S. 1.



(19) Mit der Empfehlung des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Juni 2009 ( 1 ) wurde das Europäische 
Leistungspunktesystem für die Berufsbildung (ECVET) 
eingeführt; es dient der Anrechnung und Akkumulierung 
der Lernergebnisse, die eine Person in formalen, nicht­
formalen und informellen Lernumgebungen erzielt hat. 

(20) Konsultationen in Form einer Online-Befragung, Diskus­
sionen in einschlägigen politischen Gremien sowie ver­
schiedene Peer-Learning-Aktivitäten unter Einbeziehung 
der Sozialpartner zeigen, dass nach Ansicht einer über­
wältigenden Mehrheit der Teilnehmer die durch Lebens- 
und Arbeitserfahrung erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Kompetenzen unbedingt sichtbarer gemacht werden 
müssen und dass eine Initiative der Union zur Verbes­
serung von Politik und Praxis der Mitgliedstaaten im Be­
reich der Validierung breite Unterstützung findet — 

HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ERLASSEN: 

1. UM DEM EINZELNEN DIE MÖGLICHKEIT ZU GEBEN, EINEN 
NACHWEIS ÜBER DAS AUSSERHALB DER FORMALEN BILDUNG 
UND BERUFSBILDUNG ERLERNTE — EINSCHLIESSLICH DURCH 
MOBILITÄTSERFAHRUNGEN — ZU ERBRINGEN UND DIESES ER­
LERNTE FÜR SEINE BERUFLICHE LAUFBAHN UND WEITERES 
LERNEN ZU NUTZEN, SOLLTEN DIE MITGLIEDSTAATEN UNTER 
ACHTUNG DES SUBSIDIARITÄTSPRINZIPS: 

1. Regelungen für die Validierung des nichtformalen und des 
informellen Lernens — im Einklang mit ihren nationalen 
Gegebenheiten und Besonderheiten und nach eigenem Er­
messen — bis spätestens 2018 eingeführt haben, die den 
Einzelnen dazu befähigen, 

a) seine Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen, die 
durch nichtformales und informelles Lernen — gege­
benenfalls auch durch Nutzung offener Bildungsres­
sourcen — erworben wurden, validieren zu lassen; 

b) unbeschadet sonstigen anwendbaren Unionsrechts, ins­
besondere der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen ( 2 ), 
auf der Grundlage validierter nichtformaler und infor­
meller Lernerfahrungen eine vollständige oder gegebe­
nenfalls teilweise Qualifikation zu erhalten; 

Die Mitgliedstaaten können bestimmten Bereichen und/ 
oder Sektoren im Rahmen ihrer Validierungsregelungen 
entsprechend ihrem Bedarf Vorrang geben; 

2. gegebenenfalls die folgenden Elemente in die Regelungen 
für die Validierung nichtformalen und informellen Lernens 
aufnehmen und gleichzeitig dem Einzelnen die Möglich­
keit bieten, jedes dieser Elemente, entweder einzeln oder 
in Kombination, entsprechend seinen Bedürfnissen für 
sich zu nutzen: 

a) IDENTIFIZIERUNG der Lernergebnisse, die eine Person 
auf nichtformalem oder informellem Weg erzielt hat; 

b) DOKUMENTIERUNG der Lernergebnisse, die eine Person 
auf nichtformalem oder informellem Weg erzielt hat; 

c) BEWERTUNG der Lernergebnisse, die eine Person auf 
nichtformalem oder informellem Weg erzielt hat; 

d) ZERTIFIZIERUNG der Ergebnisse der Bewertung der von 
einer Person auf nichtformalem oder informellem Weg 
erzielten Lernergebnisse in Form einer Qualifikation, 
oder in Form von Leistungspunkten, die zu einer Qua­
lifikation führen, oder in einer anderen geeigneten 
Form; 

3. gegebenenfalls die folgenden Grundsätze auf Regelungen 
für die Validierung nichtformalen und informellen Lernens 
anwenden, wobei nationalen, regionalen und/oder lokalen 
sowie sektorbezogenen Bedürfnissen und Merkmalen 
Rechnung zu tragen ist: 

a) die Validierungsregelungen sind an die nationalen Qua­
lifikationsrahmen gekoppelt und stehen im Einklang 
mit dem Europäischen Qualifikationsrahmen; 

b) Einzelpersonen und Organisationen haben Zugang zu 
Information und Beratung über die Vorteile der Vali­
dierung, die Möglichkeiten für eine Validierung sowie 
die entsprechenden Verfahren; 

c) benachteiligte Gruppen, einschließlich Personen, die ar­
beitslos oder von Arbeitslosigkeit bedroht sind, werden 
von den Validierungsregelungen voraussichtlich am 
meisten profitieren, da eine Validierung ihre Betei­
ligung am lebenslangen Lernen und ihren Zugang 
zum Arbeitsmarkt verbessern kann; 

d) Personen, die arbeitslos oder von Arbeitslosigkeit be­
droht sind, erhalten — im Einklang mit den einzel­
staatlichen Rechtsvorschriften und Besonderheiten — 
die Möglichkeit, sich in einem angemessenen Zeitraum, 
idealerweise binnen sechs Monaten nach Feststellung 
eines Bedarfs, einer Überprüfung ihrer Fähigkeiten zu 
unterziehen, damit ihre Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Kompetenzen ermittelt werden; 

e) die Validierung nichtformalen und informellen Lernens 
wird durch geeignete Vorgaben und Beratung unter­
stützt und ist leicht zugänglich; 

f) es gibt im Einklang mit bestehenden Qualitätssiche­
rungsrahmen transparente Qualitätssicherungsmaßnah­
men zur Unterstützung verlässlicher, stichhaltiger und 
glaubwürdiger Bewertungsmethoden und -instrumente; 

g) es werden Vorkehrungen für den Ausbau der berufli­
chen Kompetenzen des an Validierungsverfahren betei­
ligten Personals auf allen einschlägigen Gebieten ge­
troffen; 

h) Qualifikationen oder gegebenenfalls Teilqualifikationen, 
die durch Validierung von auf nichtformalem und in­
formellem Weg gemachten Lernerfahrungen erlangt 
werden, halten vereinbarte Standards ein, die sich ent­
weder mit den Standards für auf formalem Weg er­
worbenen Qualifikationen decken oder ihnen entspre­
chen; 

i) der Einsatz von Transparenzinstrumenten der Union 
wie dem Europass-Rahmenkonzept und dem Jugend­
pass wird gefördert, um die Dokumentierung von 
Lernergebnissen zu erleichtern;
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j) es bestehen Synergien zwischen Validierungsregelun­
gen und den im formalen Bildungs- und Berufsbil­
dungssystem angewandten Anrechnungssystemen wie 
ECTS und ECVET; 

4. die Einbeziehung aller relevanten Akteure — Arbeitgeber, 
Gewerkschaften, Industrie-, Handels- und Handwerkskam­
mern, an der Anerkennung von Berufsqualifikationen be­
teiligte nationale Stellen, Arbeitsvermittlungsdienste, Ju­
gendorganisationen, Jugendbetreuer, Bildungsanbieter 
und Organisationen der Zivilgesellschaft — in die Ent­
wicklung und Umsetzung der in Ziffern 1 bis 4 genann­
ten Elemente und Grundsätze fördern; 

Um die Mitwirkung an diesem Prozess zu fördern, 

a) sollten Arbeitgeber, Jugendorganisationen und Organi­
sationen der Zivilgesellschaft die Identifizierung und 
Dokumentierung von am Arbeitsplatz oder im Rah­
men freiwilliger Tätigkeiten erzielten Lernergebnissen 
unter Verwendung der entsprechenden Transparenz­
instrumente der Union, wie jenen, die im Rahmen 
von Europass und Jugendpass entwickelt wurden, för­
dern und erleichtern; 

b) sollten Bildungsanbieter den Zugang zu formaler Bil­
dung und Berufsbildung auf der Grundlage von in 
nichtformalen oder informellen Lernumgebungen er­
zielten Lernergebnissen erleichtern und, sofern ange­
zeigt und möglich, Ausnahmen für einschlägige, in 
solchen Lernumgebungen erzielte Lernergebnisse ge­
währen und/oder diese Lernergebnisse anrechnen; 

5. die Koordinierung der Validierungsregelungen zwischen 
den Akteuren in den Bereichen Bildung, Berufsbildung, 
Beschäftigung und Jugend sowie zwischen jenen in ande­
ren einschlägigen Politikbereichen fördern. 

2. DIE MITGLIEDSTAATEN UND DIE KOMMISSION SOLLTEN FOL­
GENDE MASSNAHMEN ERGREIFEN: 

a) durch die Beratende Gruppe für den Europäischen Quali­
fikationsrahmen, welche durch die Empfehlung des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 
zur Einrichtung des Europäischen Qualifikationsrahmens 
für lebenslanges Lernen eingerichtet wurde ( 1 ) (EQR), diese 
Empfehlung weiter verfolgen und gegebenenfalls einschlä­
gige Jugendorganisationen und Vertreter des Freiwilligen­
sektors in die sich daraus ergebenden Tätigkeiten der Be­
ratenden Gruppe für den EQR einbeziehen; 

b) in künftigen gemäß dem strategischen Rahmen „ET 2020“ 
zu erstellenden gemeinsamen Berichten des Rates und der 
Kommission und in künftigen gemäß dem erneuerten 
Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Eu­
ropa zu erstellenden gemeinsamen Jugendberichten der 
Europäischen Union über die im Anschluss an die An­
nahme dieser Empfehlung erzielten Fortschritte Bericht 
erstatten; 

c) die Umsetzung dieser Empfehlung fördern, indem sie auf 
das Fachwissen der EU-Agenturen, insbesondere des CE­
DEFOP, zurückgreifen und im Jahresbericht über die Ent­
wicklung nationaler Qualifikationsrahmen über den Stand 
der Validierung nichtformalen und informellen Lernens 
Bericht erstatten. 

3. DIE KOMMISSION SOLLTE FOLGENDE MASSNAHMEN ERGREI­
FEN: 

a) die Mitgliedstaaten und sonstigen Akteure unterstützen, 
indem sie 

— effektives Peer-Learning und den Austausch von Erfah­
rungen und Beispielen guter Praxis erleichtert; 

— die Europäischen Leitlinien für die Validierung nicht­
formalen und informellen Lernens in umfassender Ab­
sprache mit den Mitgliedstaaten regelmäßig überprüft; 

— das Europäische Verzeichnis zur Validierung nichtfor­
malen und informellen Lernens in Absprache mit den 
Mitgliedstaaten regelmäßig überprüft; 

b) vor 2018 prüfen, ob sie — in Absprache mit den Mit­
gliedstaaten, wie in der Entscheidung Nr. 2241/2004/EG 
festgelegt — Instrumente innerhalb des Europass-Rahmen­
konzepts weiterentwickelt, die die Transparenz von vali­
dierten Lernergebnissen, die aufgrund nichtformaler und 
informeller Lernerfahrungen erzielt wurden, in der gesam­
ten Union erleichtern; 

c) in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten dafür sorgen, 
dass die Programme für lebenslanges Lernen und „Jugend 
in Aktion“ und — unbeschadet der Verhandlungen über 
den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen — das künftige 
Europäische Programm für Bildung, Berufsbildung, Jugend 
und Sport sowie die Europäischen Strukturfonds zur Un­
terstützung der Umsetzung dieser Empfehlung genutzt 
werden; 

d) in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und nach 
Konsultation der betroffenen Akteure die aufgrund dieser 
Empfehlung getroffenen Maßnahmen bewerten und eva­
luieren und dem Rat bis zum 31. Dezember 2019 über 
die gesammelten Erfahrungen und die Folgen in der Zu­
kunft, erforderlichenfalls auch im Hinblick auf eine et­
waige Überprüfung und Überarbeitung dieser Empfehlung, 
Bericht erstatten. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

E. FLOURENTZOU
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ANHANG 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Für die Zwecke dieser Empfehlung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

(a) Formales Lernen bezeichnet einen Lernprozess, der in einem organisierten und strukturierten, speziell dem Lernen 
dienenden Kontext stattfindet, und typischerweise zum Erwerb einer Qualifikation, in der Regel in Form eines 
Zeugnisses oder eines Befähigungsnachweises führt; hierzu gehören Systeme der allgemeinen Bildung, der beruflichen 
Erstausbildung und der Hochschulbildung 

(b) Nichtformales Lernen bezeichnet einen Lernprozess, der im Rahmen planvoller Tätigkeiten (in Bezug auf Lernziele und 
Lernzeit) stattfindet und bei dem das Lernen in einer bestimmten Form unterstützt wird (z. B. im Rahmen eines 
Lehrer-Schüler-Verhältnisses); es kann Programme zur Vermittlung von im Beruf benötigten Fähigkeiten, für die 
Alphabetisierung von Erwachsenen und die Grundbildung für Schulabbrecher umfassen; ausgesprochen typische 
Beispiele für nichtformales Lernen sind die innerbetriebliche Weiterbildung, mit der Unternehmen die Qualifizierung 
ihrer Mitarbeiter verbessern, etwa im IKT-Bereich, strukturiertes Online-Lernen (z. B. durch Nutzung offener Bildungs­
ressourcen) und Kurse, die Organisationen der Zivilgesellschaft für ihre Mitglieder, ihre Zielgruppe oder die All­
gemeinheit organisieren; 

(c) Informelles Lernen bezeichnet einen Lernprozess, der im Alltag – am Arbeitsplatz, im Familienkreis oder in der Freizeit 
– stattfindet und in Bezug auf Lernziele, Lernzeit oder Lernförderung nicht organisiert oder strukturiert ist; es ist aus 
Sicht des Lernenden möglicherweise nicht beabsichtigt; Beispiele für durch informelles Lernen erzielte Lernergebnisse 
sind Fähigkeiten, die man sich durch Lebens- und Berufserfahrung aneignet, wie die am Arbeitsplatz erworbene 
Fähigkeit, ein Projekt zu leiten, oder IKT-Fertigkeiten, während eines Auslandsaufenthalts erworbene Sprachkenntnisse 
oder interkulturelle Fähigkeiten, außerhalb des Arbeitsplatzes erlangte IKT-Fertigkeiten sowie Fähigkeiten, die durch 
freiwillige, kulturelle oder sportliche Aktivitäten, Jugendarbeit oder Tätigkeiten zu Hause (z. B. Kinderbetreuung) 
erworben wurden; 

(d) mit offenen Bildungsressourcen („Open Educational Resources“ — OER) wird digitalisiertes Material bezeichnet, das 
Erziehern, Schülern und Studenten sowie Autodidakten zur Nutzung im Unterricht, beim Lernen und in der For­
schung kostenlos angeboten wird und frei zugänglich ist; OER umfassen Lerninhalte, Softwareinstrumente zur Ent­
wicklung, Nutzung und Verbreitung von Inhalten sowie Umsetzungsressourcen wie offene Lizenzen; sie beziehen sich 
auch auf akkumulierte digitale Assets, die angepasst werden können und einen Nutzen bieten, ohne dass die Nut­
zungsmöglichkeiten für andere eingeschränkt werden; 

(e) mit der Überprüfung von Fähigkeiten wird ein Prozess bezeichnet, der darauf abzielt, die Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Kompetenzen einer Person, einschließlich ihrer Eignung und ihrer Motivation zu ermitteln und analysieren, um einen 
weiteren Schritt in der beruflichen Laufbahn festzulegen und/oder eine berufliche Neuausrichtung oder ein 
(Aus-) Bildungsprojekt zu planen; die Überprüfung von Fähigkeiten soll dem Einzelnen helfen, seinen beruflichen 
Hintergrund zu analysieren, seine Position in seinem Arbeitsumfeld selbst einzuschätzen, den Berufsweg zu planen 
oder in bestimmten Fällen sich auf die Validierung nichtformaler oder informeller Lernergebnisse vorzubereiten; 

(f) eine Qualifikation bezeichnet das formale Ergebnis eines Beurteilungs- und Validierungsprozesses, bei dem eine dafür 
zuständige Stelle festgestellt hat, dass die Lernergebnisse einer Person vorgegebenen Standards entsprechen; 

(g) Lernergebnisse sind Aussagen darüber, was ein Lernender weiß, versteht oder in der Lage ist zu tun, nachdem er einen 
Lernprozess abgeschlossen hat. Sie werden als Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen definiert; 

(h) Nationaler Qualifikationsrahmen bezeichnet ein Instrument zur Klassifizierung von Qualifikationen anhand eines Bün­
dels von Kriterien zur Bestimmung des jeweils erreichten Lernniveaus; Ziel ist die Integration und Koordination 
nationaler Qualifikationsteilsysteme und die Verbesserung der Transparenz, des Zugangs, des fortschreitenden Aufbaus 
und der Qualität von Qualifikationen im Hinblick auf den Arbeitsmarkt und die Zivilgesellschaft; 

(i) Validierung bezeichnet ein Verfahren, bei dem eine zugelassene Stelle bestätigt, dass eine Person die anhand eines 
relevanten Standards gemessenen Lernergebnisse erzielt hat und umfasst folgende vier Einzelschritte: 

1. IDENTIFIZIERUNG der besonderen Erfahrungen einer Person im Wege eines Gesprächs; 

2. DOKUMENTIERUNG, um die Erfahrungen der Person sichtbar zu machen; 

3. formale BEWERTUNG dieser Erfahrungen; 

4. ZERTIFIZIERUNG der Ergebnisse der Bewertung, die zu einer teilweisen oder vollständigen Qualifikation führen 
kann; 

(j) Anerkennung früheren Lernens bedeutet, dass die vor Beantragung der Validierung — im Wege der formalen Bildung 
oder durch nichtformales oder informelles Lernen — erzielten Lernergebnisse validiert werden.
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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Mitteilung der Kommission zur Änderung des Anhangs der Mitteilung der Kommission an die 
Mitgliedstaaten zur Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union auf die kurzfristige Exportkreditversicherung 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 398/02) 

I. EINLEITUNG 

(1) Randnummer 13 der neuen Mitteilung der Kommission an 
die Mitgliedstaaten zur Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union auf die kurzfristige Exportkreditversicherung ( 1 ) (im 
Folgenden „Mitteilung“) besagt, dass staatliche Versiche­
rer ( 2 ), die bestimmte Vorteile gegenüber privaten Kreditver­
sicherern genießen, keine kurzfristigen Exportkreditversiche­
rungen für marktfähige Risiken anbieten dürfen. Der Begriff 
„marktfähige Risiken“ bezeichnet nach Randnummer 9 der 
Mitteilung wirtschaftliche und politische Risiken für öffent­
liche und nichtöffentliche Käufer, die in einem der im An­
hang der Mitteilung genannten Staaten niedergelassen sind, 
sofern die Höchstrisikolaufzeit weniger als zwei Jahre be­
trägt. 

(2) Aufgrund der schwierigen Lage in Griechenland bestand 
2011 ein Mangel an Versicherungs- bzw. Rückversiche­
rungskapazitäten zur Deckung von Ausfuhren nach Grie­
chenland. Deshalb änderte die Kommission die damals gel­
tende Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten 
nach Artikel 93 Absatz 1 EG-Vertrag zur Anwendung der 
Artikel 92 und 93 EG-Vertrag auf die kurzfristige Export­
kreditversicherung, indem sie Griechenland aus dem Ver­
zeichnis der Staaten mit marktfähigen Risiken strich ( 3 ). 
Diese Änderung gilt bis zum 31. Dezember 2012. Grie­
chenland würde folglich ab dem 1. Januar 2013 grundsätz­
lich wieder als Staat mit marktfähigen Risiken angesehen 
werden, da das Verzeichnis der Staaten mit marktfähigen 
Risiken alle EU-Mitgliedstaaten umfasst. Das Verzeichnis 
ist Teil der Mitteilung, die am 1. Januar 2013 in Kraft tritt. 

(3) Demgegenüber ist Abschnitt 5.2 der Mitteilung, der ein be­
sonderes Verfahren zur Änderung des Verzeichnisses der 
Staaten mit marktfähigen Risiken vorsieht, ab dem Tag 
der Annahme der Mitteilung, also ab dem 6. Dezember 
2012 anwendbar. In Anbetracht der schwierigen Lage in 
Griechenland hat die Kommission beschlossen, dieses Ver­
fahren anzuwenden, um zu ermitteln, ob die gegenwärtige 
Marktsituation eine Wiederaufnahme Griechenlands in das 
Verzeichnis der marktfähigen Risiken ab 2013 rechtfertigen 
würde oder ob die Streichung verlängert werden sollte. 

II. PRÜFUNG 

(4) Im Hinblick auf die Prüfung, ob ein Mangel an ausreichen­
der privatwirtschaftlicher Kapazität zur Deckung aller wirt­
schaftlich gerechtfertigten Risiken die Verlängerung der vo­
rübergehenden Streichung Griechenlands aus dem Verzeich­
nis der Staaten mit marktfähigen Risiken rechtfertigt, hat die 
Kommission die Mitgliedstaaten sowie private Kreditver­
sicherer und Beteiligte konsultiert und von ihnen einschlä­
gige Informationen eingeholt. Am 6. November 2012 ver­
öffentlichte die Kommission eine Informationsanfrage zur 
Verfügbarkeit kurzfristiger Exportkreditversicherungen für 
Ausfuhren nach Griechenland ( 4 ). Die Frist zur Stellung­
nahme endete am 23. November 2012. Es gingen 25 Stel­
lungnahmen von Mitgliedstaaten, privaten Kreditversiche­
rern und Ausführern ein. 

(5) Die bei der Kommission eingegangenen Informationen be­
legen eindeutig, dass die private Exportkreditversicherungs­
kapazität für Griechenland nach wie vor unzureichend ist 
und dass in unmittelbarer Zukunft nicht mit der Bereitstel­
lung neuer Kapazitäten zu rechnen ist. Die Gesamtversiche­
rungssumme für griechische Risiken ist 2011/2012 erheb­
lich zurückgegangen. Neue Kreditversicherungslimits für
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griechische Risiken sind kaum verfügbar und bestehende 
Limits wurden reduziert oder aufgehoben. Gleichzeitig ver­
zeichneten staatliche Versicherer aufgrund des Mangels an 
privater Exportkreditversicherung einen Anstieg der Nach­
frage nach Kreditversicherungen für Ausfuhren nach Grie­
chenland. 

(6) Seit dem Beschluss der Kommission vom April 2012 ( 5 ), 
Griechenland aus dem Verzeichnis der Staaten mit markt­
fähigen Risiken zu streichen, sind die privaten Kapazitäten 
weiter zurückgegangen. In keiner Stellungnahme wurde die 
Ansicht vertreten, dass 2013 genügend private Kapazitäten 
verfügbar sein würden. Die in dem vorgenannten Beschluss 
enthaltene Analyse der Kommission über die mangelnde 
private Exportkreditversicherungskapazität für Griechenland 
trifft nach wie vor zu. 

(7) Die wirtschaftlichen Aussichten für Griechenland haben sich 
seit dem vergangenen April stetig verschlechtert. Der Wirt­
schaftsprognose „European Economic Forecast“ vom Herbst 
2012 zufolge befindet sich die griechische Volkswirtschaft 
nach wie vor in einer tiefen Rezession. Es wird davon aus­
gegangen, dass sich der Konjunkturrückgang 2013 fort­
setzt ( 6 ). Die weitere Verschlechterung des Wirtschafts­
umfelds schlägt sich auch in den Ratings für griechische 
Staatsanleihen nieder ( 7 ). Dies belastet die griechischen Un­
ternehmen schwer, und die Zahl der Unternehmensinsol­
venzen ist hoch ( 8 ). An dieser Situation wird sich voraus­
sichtlich auch 2013 nichts ändern. 

(8) Aus diesen Gründen hat die Kommission auf der Grundlage 
der vorliegenden Informationen festgestellt, dass keine aus­
reichende privatwirtschaftliche Kapazität zur Deckung aller 
wirtschaftlich gerechtfertigten Risiken besteht, und daher 
beschlossen, die Streichung Griechenlands aus dem Ver­
zeichnis der Staaten mit marktfähigen Risiken zu verlän­
gern. 

III. ÄNDERUNG DER MITTEILUNG 

(9) Vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 2013 gilt 
folgende Änderung der Mitteilung der Kommission an die 
Mitgliedstaaten zur Anwendung der Artikel 107 und 108 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
auf die kurzfristige Exportkreditversicherung: 

— Der Anhang erhält folgende Fassung: 

„Verzeichnis der Staaten mit marktfähigen Risiken 

Alle Mitgliedstaaten mit Ausnahme Griechenlands 

Australien 

Kanada 

Island 

Japan 

Neuseeland 

Norwegen 

Schweiz 

Vereinigte Staaten von Amerika“
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chenland, 10. Juli 2012) und dürfte 2012 und 2013 weiter steigen 
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

RAT 

Mitteilung für die Personen und Organisationen, auf die die restriktiven Maßnahmen nach dem 
Beschluss 2010/413/GASP des Rates, geändert durch den Beschluss 2012/829/GASP des Rates, und 
nach der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates, durchgeführt durch die 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1264/2012 des Rates über restriktive Maßnahmen gegen Iran, 

Anwendung finden 

(2012/C 398/03) 

RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

Den in Anhang II des Beschlusses 2010/413/GASP des Rates, geändert durch den Beschluss 
2012/829/GASP ( 1 ) des Rates, und in Anhang IX der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates, durch­
geführt durch die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1264/2012 ( 2 ) des Rates über restriktive Maßnahmen 
gegen Iran aufgeführten Personen und Organisationen wird Folgendes mitgeteilt: 

Der Rat der Europäischen Union hat beschlossen, dass die in den genannten Anhängen aufgeführten 
Personen und Organisationen in die Liste der Personen und Organisationen aufzunehmen sind, auf die 
die in dem Beschluss 2010/413/GASP und in der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 über restriktive Maß­
nahmen gegen Iran festgelegten restriktiven Maßnahmen Anwendung finden. Die Gründe für die Aufnahme 
dieser Personen und Organisationen sind in den jeweiligen Einträgen in den genannten Anhängen 
aufgeführt. 

Die betroffenen Personen und Organisationen werden darauf hingewiesen, dass sie bei den zuständigen 
Behörden der betreffenden Mitgliedstaaten (siehe Websites in Anhang X der Verordnung (EU) Nr. 267/2012) 
beantragen können, dass ihnen die Verwendung eingefrorener Gelder zur Deckung ihrer Grundbedürfnisse 
oder für bestimmte Zahlungen genehmigt wird (vgl. Artikel 26 der Verordnung). 

Die betroffenen Personen und Organisationen können beim Rat unter Vorlage von entsprechenden Nach­
weisen beantragen, dass der Beschluss, sie in die genannte Liste aufzunehmen, überprüft wird. Entsprechende 
Anträge sind an folgende Anschrift zu richten: 

Rat der Europäischen Union 
Generalsekretariat 
DG C Koordination 
Rue de la Loi/Wetstraat 175 
1048 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Die betroffenen Personen und Organisationen werden ferner darauf aufmerksam gemacht, dass sie den 
Beschluss des Rates unter den in Artikel 275 Absatz 2 und Artikel 263 Absätze 4 und 6 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union genannten Voraussetzungen vor dem Gericht der Europäi­
schen Union anfechten können.
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EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

21. Dezember 2012 

(2012/C 398/04) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,3209 

JPY Japanischer Yen 110,99 

DKK Dänische Krone 7,4612 

GBP Pfund Sterling 0,81420 

SEK Schwedische Krone 8,5945 

CHF Schweizer Franken 1,2077 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,3155 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 25,189 

HUF Ungarischer Forint 287,20 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,6964 

PLN Polnischer Zloty 4,0645 

RON Rumänischer Leu 4,4473 

TRY Türkische Lira 2,3709 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,2662 

CAD Kanadischer Dollar 1,3090 

HKD Hongkong-Dollar 10,2371 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,6029 

SGD Singapur-Dollar 1,6126 

KRW Südkoreanischer Won 1 421,45 

ZAR Südafrikanischer Rand 11,3067 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,2311 

HRK Kroatische Kuna 7,5370 

IDR Indonesische Rupiah 12 758,09 

MYR Malaysischer Ringgit 4,0430 

PHP Philippinischer Peso 54,300 

RUB Russischer Rubel 40,5950 

THB Thailändischer Baht 40,459 

BRL Brasilianischer Real 2,7360 

MXN Mexikanischer Peso 17,0072 

INR Indische Rupie 72,7490
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 12. Juni 2012 

über die Staatliche Beihilfe SA.21918 (C 17/07) (ex NN 17/07) Frankreichs — Regulierte Stromtarife 
in Frankreich 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 2559) 

(Nur der französische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 398/05) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 1 ( 1 ), 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß den 
genannten Bestimmungen ( 2 ) und unter Berücksichtigung dieser 
Stellungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

I. VERFAHREN 

(1) Mit Schreiben vom 13. Juni 2007 unterrichtete die Kom­
mission Frankreich von ihrer Entscheidung, wegen der 
Anwendung der gelben und grünen Tarifoptionen der 
„regulierten Stromtarife“ (nachstehend „Standardtarife“ ge­
nannt) und der „regulierten Übergangstarife zur Markt­
anpassung“ (nachstehend „Rückkehrtarife“ genannt) nach 
dem 1. Juli 2004 bei Nichthaushaltskunden, die keine 
Kleinunternehmen sind, das förmliche Prüfverfahren 
nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten. Die 
für Haushaltskunden und Kleinunternehmen geltenden 
Regeln und Tarife („blaue“ Tarife) sind von diesem Ver­
fahren nicht betroffen. 

(2) Die Entscheidung der Kommission über die Einleitung 
des förmlichen Prüfverfahrens wurde im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht ( 3 ). Gleichzeitig forderte 
die Kommission alle Beteiligten zur Stellungnahme auf. 

(3) Bei der Kommission gingen Stellungnahmen der Beteilig­
ten in dieser Sache ein. Sie leite diese an Frankreich 
weiter, das sich mit Schreiben vom 31. Januar 2008 
dazu äußerte. 

(4) Im Rahmen der Prüfung der in Rede stehenden Maßnah­
men befasste sich die Kommission mit Artikel 166 des 
Gesetzes Nr. 2008-776 vom 4. August 2008 ( 4 ), der am 
6. August 2008 in Kraft getreten war und mit dem 
Artikel 30-1 des Gesetzes Nr. 2004-803 vom 9. August 
2004 mit späteren Änderungen ( 5 ) zur Einführung des 
Systems der Rückkehrtarife geändert wurde. 

(5) Mit Schreiben vom 10. März 2009 setzte die Kommis­
sion Frankreich von ihrer Entscheidung in Kenntnis, den 
Anwendungsbereich des förmlichen Prüfverfahrens ( 6 ) auf 
das mit Artikel 166 des Gesetzes Nr. 2008-776 geän­
derte System der Rückkehrtarife auszuweiten. Die Kom­
mission gelangte zu dem Schluss, dass die gelbe und 
grüne Tarifoption des mit Artikel 166 des Gesetzes Nr. 
2008-776 geänderten Systems der Rückkehrtarife ebenso 
wie vor der Änderung eine staatliche Beihilfe zugunsten 
von Nichthaushaltskunden, die keine Kleinunternehmen 
sind, enthielt. 

(6) Frankreich legte am 16. April 2009 Stellungnahmen zur 
Ausweitung des Verfahrens vor und äußerte sich am 
21. Oktober 2009 zu den Stellungnahmen der Beteilig­
ten. 

(7) Am 15. September 2009 unterrichtete der französische 
Premierminister die zuständigen Kommissare für Wett­
bewerb und Energie über die Zusagen, zu denen Frank­
reich im Zusammenhang mit diesem Verfahren bereit 
war. Die zuständigen Kommissare antworteten mit 
Schreiben vom gleichen Tag. 

(8) Am 12. Januar 2012 unterrichtete der französische Pre­
mierminister die zuständigen Kommissare für Wett­
bewerb und Energie über die ergänzenden Zusagen, zu 
denen Frankreich im Zusammenhang mit diesem Verfah­
ren bereit war. Die zuständigen Kommissare antworteten 
mit Schreiben vom gleichen Tag. 

II. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER BEIHILFE 

(9) In diesem Kapitel werden die Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften, die für die beiden verfahrensgegenständli­
chen Systeme regulierter Tarife gelten, sowie die Art ihrer 
Finanzierung und die Entwicklung dieser Tarife in Bezug 
auf die Referenzmarktpreise beschrieben. Anschließend 
wird diese Entwicklung in den besonderen Kontext des 
französischen Strommarktes und der zur Stärkung des 
Wettbewerbs auf diesem Markt durchgeführten Struktur­
reformen versetzt.
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( 1 ) Mit Wirkung vom 1. Dezember 2009 sind an die Stelle der Arti­
kel 87 und 88 EG-Vertrag die Artikel 107 bzw. 108 des Vertrags 
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Bezugnahmen auf die Artikel 107 und 108 AEUV als Bezugnahmen 
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( 3 ) ABl. C 164 vom 18.7.2007, S. 9. 
( 4 ) JORF Nr. 181 vom 5.8.2008, S. 12471. 
( 5 ) JORF Nr. 185 vom 11.8.2004, S. 14256. ( 6 ) ABl. C 96 vom 25.4.2009, S. 18.



(10) In diesem Beschluss werden die wesentlichen Aspekte der 
tariflichen Maßnahmen, um die es in diesem Verfahren 
geht, beschrieben. Nähere Einzelheiten und die Fundstel­
len der geltenden Rechtsvorschriften sind der Entschei­
dung über die Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens 
und die Entscheidung über die Ausweitung dieses Ver­
fahrens zu entnehmen. 

In Frankreich geltende Rechtsvorschriften für regulierte Strom­
tarife und die freie Anbieterwahl der Kunden 

(11) Die Stromwirtschaft wird in Frankreich durch die Loi n o 
2000-108 du 10 février 2000 relative à la modernisation et 
au développement du service public de l'électricité ( 1 ) (Gesetz 
Nr. 2000-108 vom 10. Februar 2000 über die Moderni­
sierung und den Ausbau der öffentlichen Stromversor­
gung) geregelt. 

(12) In Frankreich können die Endverbraucher ihren Strom 
über zwei Hauptkanäle erwerben, den „freien Markt“ 
und den „regulierten Markt“. 

(13) Bis zum 1. Juli 2007 gab es zwei Kategorien von End­
kunden, die „zugelassenen“ Kunden und die „nicht zuge­
lassenen“ Kunden. Zugelassenen Kunden steht es frei, 
einen Stromliefervertrag mit einem Anbieter ihrer Wahl 
zu einem frei ausgehandelten Preis zu schließen. In An­
wendung der Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003 über ge­
meinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt 
und zur Aufhebung der Richtlinie 96/92/EG ( 2 ) sind seit 
dem 1. Juli 2004 alle Nichthaushaltskunden ( 3 ) und seit 
dem 1. Juli 2007 alle Haushaltskunden zugelassen. 

(14) In Frankreich steht es jedem zugelassenen Kunden für 
jede seiner Verbrauchsstätten frei, von seinem Recht zur 
freien Anbieterwahl Gebrauch zu machen oder nicht, d. 
h. einen Stromliefervertrag zu einem frei ausgehandelten 
Preis mit einem Anbieter seiner Wahl zu schließen, un­
abhängig davon, ob dieser Anbieter ein etablierter Betrei­
ber ist, der bereits vor der Liberalisierung auf dem fran­
zösischen Markt präsent war, oder nicht. Der freie Markt 
betrifft die zugelassenen Kunden, die von ihrem Recht 
auf freie Wahl des Stromanbieters Gebrauch gemacht 
haben. Der auf dem freien Markt bezahlte Endpreis für 
den verbrauchten Strom umfasst einen „Energieanteil“ 
und einen „Netzanteil“. Der für den Anbieter bestimmte 
Energieanteil wird zwischen dem Kunden und dem An­
bieter frei ausgehandelt und entspricht den Beschaffungs- 
und Vermarktungskosten des Anbieters zuzüglich seines 

Gewinns. Der Netzanteil umfasst die Kosten für die 
Strombeförderung und die Nutzung der Netze (Tarif 
d'Utilisation des Réseaux Publics d'Electricité, nachstehend 
„TURPE“ genannt). Der Betrag des Netzanteils wird vom 
Staat reguliert und geht an die Transport- und Verteiler­
netzbetreiber. 

(15) Der regulierte Markt betrifft die zugelassenen Kunden, die 
entschieden haben, auf ihr Recht zur freien Anbieterwahl 
zu verzichten. Auf dem regulierten Markt genießen die 
Endverbraucher eine „öffentliche Stromversorgung“. Die 
Funktionsweise dieses Systems und die Zugangsbedin­
gungen zur öffentlichen Stromversorgung werden durch 
das Gesetz Nr. 2000-108 zur Modernisierung und zum 
Ausbau der öffentlichen Stromversorgung geregelt, ins­
besondere durch dessen Artikel 2, 4 und 22. 

(16) Auf dem regulierten Markt beziehen die Endverbraucher 
ihren Strom bei vom Staat benannten Anbietern zu re­
gulierten Preisen, d. h. zu den in Erwägungsgrund 1 
genannten Standardtarifen. Dabei benennt der Staat den 
im Rahmen der öffentlichen Stromversorgung zuständi­
gen Anbieter anhand von geografischen Zuständigkeits­
gebieten. Bei rund 95 % des französischen Staatsgebiets 
ist dies Electricité de France (nachstehend „EDF“ genannt). 
Die übrigen betroffenen Anbieter werden im Allgemeinen 
als „nicht-staatliche Verteiler“ (distributeurs non nationalisés) 
oder „lokale Verteilerunternehmen“ (entreprises locales de 
distribution) bezeichnet. EDF ist gleichzeitig auch Kraft­
werksbetreiber und somit Stromerzeuger. Die meisten 
lokalen Verteilerunternehmen beziehen ihren Strom bei 
EDF zu ebenfalls regulierten Preisen, den „Stromabgabe­
preisen für nicht-staatliche Verteiler“ (tarifs de cession de 
l'électricité aux distributeurs non nationalisés). 

Standardtarife 

(17) Mit Artikel 66 der Loi n o 2005-781 du 13 juillet 2005 de 
programme fixant les orientations en matière de politique éner­
gétique ( 4 ) (Programmgesetz Nr. 2005-781 vom 13. Juli 
2005 zur Festlegung der energiepolitischen Leitlinien) 
erhielt jeder zugelassene Kunde das Recht, für jede beste­
hende Verbrauchsstätte, für die das Recht auf freie An­
bieterwahl von diesem Kunden oder einer anderen Person 
bis dato nicht ausgeübt wurde, Strom zu Standardtarifen 
zu beziehen. 

(18) Mit diesem Artikel wurde zugelassenen Kunden das glei­
che Recht auch für neue Verbrauchsstätten gewährt, so­
fern diese vor dem 31. Dezember 2007 an die Transport- 
oder Verteilernetze angeschlossen wurden. 

(19) Im Jahr 2007 wurde die Möglichkeit für neu an die 
Verteiler- oder Transportnetze angeschlossene Ver­
brauchsstätten, Strom zu Standardtarifen zu beziehen, 
bis zum 1. Juli 2010 verlängert. Zur Lieferung von Strom 
zu Standardtarifen an diese Kunden sind dabei je nach 
geografischem Gebiet, in dem die betreffende Verbrauchs­
stätte liegt, EDF oder die lokalen Verteilerunternehmen 
verpflichtet. 

(20) Artikel 66 des Gesetzes Nr. 2005-781 wurde später ge­
ändert. Gemäß der Fassung, die mit der Loi n o 2008-66 
du 21 janvier 2008 relative aux tarifs réglementés d'électricité
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( 1 ) JORF Nr. 35 vom 11.2.2000, S. 2143. Dieses Gesetz wurde mehr­
fach geändert, zuletzt durch die Loi n o 2007-290 du 5 mars 2007 
instituant le droit au logement opposable et portant diverses mesures en 
faveur de la cohésion sociale (Gesetz Nr. 2007-290 vom 5. März 2007 
zur Einführung des einklagbaren Rechts auf Wohnraum und über 
verschiedene Maßnahmen zur Förderung des sozialen Zusammen­
halts) (JORF Nr. 55 vom 6.3.2007, S. 4190). 

( 2 ) ABl. L 176 vom 15.7.2003, S. 37, jetzt Richtlinie 2009/72/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 211 vom 14.8.2009, 
S. 55). 

( 3 ) Gemäß Artikel 2 Ziffer 11 der Richtlinie 2003/54/EG sind „Nicht­
haushaltskunden“ natürliche oder juristische Personen, die Elektrizität 
für andere Zwecke als den Eigenverbrauch im Haushalt kaufen. 
Hierzu gehören auch die Erzeuger und Großhändler. ( 4 ) JORF Nr. 163 vom 14.7.2005, S. 11570.



et de gaz naturel ( 1 ) (Gesetz Nr. 2008-66 vom 21. Januar 
2008 über die regulierten Strom- und Erdgaspreise) ge­
ändert wurde, ist zum Bezug von Strom zu Standard­
tarifen berechtigt: 

a) jeder Endverbraucher für den Verbrauch einer Ver­
brauchsstätte, für die weder dieser Verbraucher noch 
eine andere Person das Recht auf freie Anbieterwahl 
wahrgenommen hat; 

b) jeder Haushaltsendverbraucher für den Verbrauch ei­
ner Verbrauchsstätte, für die nicht er selbst das Recht 
auf freie Anbieterwahl wahrgenommen hat, sofern 
dies bis zum 1. Juli 2010 beantragt wird; 

c) jeder Haushaltsendverbraucher für den Verbrauch ei­
ner Verbrauchsstätte, für die er vor mehr als sechs 
Monaten sein Recht auf freie Anbieterwahl wahr­
genommen hat, sofern dies bis zum 1. Juli 2010 be­
antragt wird; 

d) jeder Nichthaushaltsendverbraucher, der eine Leistung 
von höchstens 36 kVA bestellt, für den Verbrauch 
einer Verbrauchsstätte, für die nicht er selbst das 
Recht auf freie Anbieterwahl wahrgenommen hat, so­
fern dies bis zum 1. Juli 2010 beantragt wird. 

(21) Nach den geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
werden die Standardtarife anhand von Kategorien, die auf 
versorgungsspezifischen Merkmalen beruhen, in Abhän­
gigkeit von den Kosten dieser Stromlieferungen festgelegt. 
Darüber hinaus werden die Beschlüsse über die Standard­
tarife von den Wirtschafts- und Energieministern gemein­
sam nach einer auf der Prüfung der technischen Kosten 
und der Buchführung der Betreiber beruhenden Stellung­
nahme der Commission de régulation de l'énergie (Energie­
regulierungskommission, nachstehend „CRE“ genannt) ge­
fasst. Die Änderung der Standardtarife wird jährlich fest­
gesetzt und muss den geänderten Stromgestehungskosten 
Rechnung tragen, die sich aus dem Investitions- und Be­
triebsaufwand des Kraftwerksparks und der Transport- 
und Verteilernetze sowie aus den Brennstoffkosten zu­
sammensetzen. Bei der Strompreisgestaltung müssen die 
Erzeugungskosten und die Kosten für die Bereitstellung 
dieser Energie für die Verbraucher berücksichtigt werden. 

(22) Die Standardtarife sind integrierte Preise, die den Preis für 
die Stromlieferung und alle Kosten für die Strombeför­
derung und die Nutzung des Netzes beinhalten. Sie wer­
den nach Verbrauchergruppen in sogenannte „Tarifoptio­
nen“ unterteilt. Die Tarifoptionen sind von Faktoren wie 
der Anschlussleistung und der Nutzungsdauer oder der 
Möglichkeit zur Versorgungsunterbrechung abhängig. Ei­
nige Kunden fallen unter mehrere Tarifoptionen und 
können dann unter diesen wählen. 

(23) Die Tarifoptionen werden zu drei großen Kategorien zu­
sammengefasst, die „blauer“, „gelber“ und „grüner“ Tarif 
genannt werden. Von 2009 bis 2011 galten die gelben 
und grünen Tarife für ca. 300 000 bzw. 100 000 Ver­
brauchsstätten. 

— Die blauen Tarife sind für Verbrauchsstätten mit einer 
bestellten Leistung von höchstens 36 kVA bestimmt. 

Diese Tarife, die von diesem Verfahren nicht betroffen 
sind, kommen im Allgemeinen bei Haushaltskunden 
und kleinen Verbrauchsstätten von Nichthaushalts­
kunden zur Anwendung. 

— Die gelben Tarife sind für Verbrauchsstätten mit einer 
bestellten Leistung zwischen 36 kVA und 250 kVA 
bestimmt. Diese Tarife entsprechen im Allgemeinen 
mittelgroßen Verbrauchsstätten von Nichthaushalts­
kunden. 

— Die grünen Tarife sind für Kunden mit einer bestell­
ten Leistung von mehr als 250 kVA bestimmt, die 
entweder an ein Verteilernetz oder direkt an das 
Transportnetz angeschlossen sind. Diese Tarife ent­
sprechen im Allgemeinen großen Verbrauchsstätten 
von Nichthaushaltskunden ( 2 ). 

Einführung der Rückkehrtarife 

(24) Mit Artikel 15 Absatz V und Artikel 16 der Loi n o 2006- 
1537 du 7 décembre 2006 relative au secteur de l'énergie ( 3 ) 
(Gesetz Nr. 2006-1537 vom 7. Dezember 2006 über die 
Energiewirtschaft) wurde dieses System durch die Einfüh­
rung der Rückkehrtarife geändert ( 4 ). Dadurch konnten 
Kunden, die sich für den freien Markt entschieden hatten, 
unter bestimmten Bedingungen wieder den regulierten 
Tarif erhalten. 

(25) In der anfänglichen, von 2004 bis 2008 geltenden Fas­
sung konnte jeder Endverbraucher, der Strom auf dem 
freien Markt bezog, bei seinem Stromanbieter die Erset­
zung der Preisklausel des Liefervertrags durch einen vom 
Staat festgelegten „Rückkehrtarif“ für die Dauer von zwei 
Jahren ab Antragstellung beantragen; alle übrigen Ver­
tragsbestimmungen blieben unverändert ( 5 ). Um den 
Rückkehrtarif in Anspruch zu nehmen, musste der End­
verbraucher dies schriftlich bis zum 1. Juli 2007 bei 
seinem Anbieter beantragen. 

(26) Nach Artikel 30-1 des Gesetzes Nr. 2004-803 galt der 
Rückkehrtarif „von Rechts wegen für laufende Verträge 
ab dem Zeitpunkt der Antragstellung“ und „auch für Ver­
träge, die nach dem im ersten Absatz von Ziffer I ge­
nannten schriftlichen Antrag geschlossen werden, auch 
wenn der Vertrag mit einem anderen Anbieter geschlos­
sen wird“. Ein Endverbraucher, der den Rückkehrtarif be­
antragt hatte, konnte somit bei Ablauf seines Vertrages 
während der zwei Jahre nach Antragstellung mit jedem
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( 1 ) JORF Nr. 18 vom 22.1.2008, S. 1122. 
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anderen, dies akzeptierenden Anbieter einen Liefervertrag 
schließen und die Versorgung zum Rückkehrtarif bis zum 
Ende des Zweijahreszeitraums beantragen. 

(27) Aus den Bestimmungen für das System der Rückkehr­
tarife geht hervor, dass: 

a) ein Endverbraucher, der den Rückkehrtarif für eine 
bestimmte Verbrauchsstätte nicht bis zum 1. Juli 
2007 beantragt hatte, diesen Tarif für diese Ver­
brauchsstätte nach dem 1. Juli 2007 nicht mehr in 
Anspruch nehmen konnte; 

b) nach dem 1. Juli 2009 kein Endverbraucher mehr die 
Rückkehrtarife in Anspruch nehmen konnte. 

(28) Bei den Rückkehrtarifen handelt es sich wie bei den Stan­
dardtarifen um integrierte Preise, die den Preis für die 
Energielieferung und alle Kosten für die Strombeför­
derung und die Nutzung des Netzes beinhalten. Der 
Rückkehrtarif darf maximal 25 % über dem für eine Ver­
brauchsstätte mit den gleichen Merkmalen geltenden 
Standardtarif liegen. 

(29) Die Höhe der Rückkehrtarife wird per Ministerialerlass 
unter Bezugnahme auf die Höhe des Standardtarifs fest­
gelegt, der für einen Verbraucher mit den gleichen Merk­
malen gelten würde, welcher sein Recht auf freie Anbie­
terwahl nicht wahrgenommen hat. Demzufolge ändern 
sich die Rückkehrtarife proportional zu den Standardtari­
fen. Mit dem Erlass vom 3. Januar 2007 zur Festlegung 
des regulierten Übergangstarifs zur Marktanpassung ( 1 ) 
wurden die folgenden relativen Werte festgelegt: 

— für den gelben Tarif: 20 % Aufschlag auf den Stan­
dardtarif, 

— für den grünen Tarif: 23 % Aufschlag auf den Stan­
dardtarif. 

Ausgleichsmechanismus und Finanzierung der Rückkehrtarife 

(30) Nach Artikel 30-2 des Gesetzes Nr. 2004-803 erhalten 
Stromanbieter, die bestimmte Kunden auf deren Antrag 
hin zum Rückkehrtarif versorgen und nachweisen kön­
nen, dass sie die zur Versorgung dieser Kunden erforder­
lichen Strommengen nicht zu einem unter dem Energie­
anteil des Rückkehrtarifs liegenden Preis erzeugen oder 
erwerben können, eine Ausgleichszahlung. Diese Aus­
gleichszahlung deckt die Differenz zwischen den Strom­
gestehungskosten des betreffenden Anbieters oder dem 
Bezugspreis auf dem Großhandelsmarkt — mit einer 
Obergrenze, die für jeden Anbieter nach per Ministerial­
erlass festgelegten Regeln bestimmt wird — und den ent­
sprechenden Einnahmen zum anderen. Die Stromgeste­
hungskosten eines Anbieters werden gegebenenfalls unter 
Berücksichtigung der Stromgestehungskosten der in 
Frankreich niedergelassenen „verbundenen Unternehmen“ 
dieses Anbieters bewertet. Die ausgeglichenen Kosten 

werden anhand der Buchführung der Anbieter, die nach 
den Vorgaben der CRE zu führen ist, berechnet. Diese 
Buchführung wird auf ihre Kosten geprüft, und die CRE 
kann sie von einer unabhängigen Stelle ihrer Wahl prü­
fen lassen. 

(31) Ausführliche Bestimmungen zum Ausgleichssystem ent­
hält das Décret n o 2007-689 du 4 mai 2007 relatif à la 
compensation des charges du tarif réglementé transitoire d'ajus­
tement du marché ( 2 ) (Dekret Nr. 2007-689 vom 4. Mai 
2007 über die Ausgleichsleistung für die Kosten des re­
gulierten Übergangstarifs zur Marktanpassung). Die in 
Erwägungsgrund 30 genannte Obergrenze wird unter Be­
zugnahme auf die Preise auf dem französischen Groß­
handelsmarkt so berechnet, dass — nach Aussage der 
französischen Behörden — Spekulation und Missbrauch 
unterbunden werden. Anfänglich wurde die Obergrenze 
mit einer per Ministerialerlass vom 4. Mai 2007 be­
stimmten Formel berechnet. Darin war die Obergrenze 
definiert als eine Kombination aus Mittelwerten der an 
der größten französischen Strombörse (Powernext) fest­
gestellten Preisen für standardisierte Jahres-, Quartals-, 
Monats- und Tagesfutures auf Grund- und Spitzenlast ( 3 ). 
Eine Anpassung der Obergrenze an die Spezifitäten jedes 
betroffenen Anbieters war nur in sehr geringem Umfang 
möglich. Diese Formel wurde per Ministerialerlass vom 
22. Dezember 2008 geändert und verfeinert, um bei der 
Berechnung der Obergrenze auch die in Abhängigkeit 
vom Verbrauchsprofil der zum Rückkehrtarif belieferten 
Kunden unterschiedlichen Gestehungskosten stärker zu 
berücksichtigen. 

(32) Gemäß dem geänderten Dekret Nr. 2007-689 werden die 
Kosten, für die eine Ausgleichszahlung gewährt wird, bei 
einem Anbieter, der in Frankreich direkt oder indirekt — 
über verbundene Unternehmen — über Kraftwerke ver­
fügt, die den gesamten Verbrauch seiner Endkunden de­
cken, und dessen Gestehungskosten unter dem Preis des 
französischen Großhandelsmarktes liegen, unter Bezug­
nahme auf diese Gestehungskosten und nicht auf die 
Preise des Großhandelsmarktes bestimmt. Darüber hinaus 
erhält der betreffende Anbieter überhaupt keine Aus­
gleichszahlung, wenn diese Kosten unter dem Energie­
anteil der Rückkehrtarife liegen. Dies ist beim Unterneh­
men EDF der Fall, das den Löwenanteil des Stroms im 
Rahmen des Systems der Rückkehrtarife auf dem freien 
Markt liefert und über enorme Stromerzeugungskapazitä­
ten in Kern- und Wasserkraftwerken verfügt, deren Er­
zeugungskosten unter dem Energieanteil der Rückkehr­
tarife liegen. 

(33) Wenn nun ein Anbieter weder direkt noch indirekt über 
verbundene Unternehmen über Kraftwerke in Frankreich 
verfügt, die den gesamten Stromverbrauch seiner End­
kunden decken, wird die ihm gewährte Ausgleichszah­
lung — mit der in Erwägungsgrund 30 genannten Ober­
grenze — anhand der auf dem Großhandelsmarkt 
festgestellten Preise für die an Endkunden in Frankreich

DE 22.12.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 398/13 

( 1 ) JORF Nr. 4 vom 5.1.2007, S. 170. 

( 2 ) JORF Nr. 105 vom 5.5.2007, S. 7952. 
( 3 ) Grundlast-Futures entsprechen einer ununterbrochenen Stromversor­

gung während eines bestimmten Zeitraums (ein Jahr, ein Quartal, ein 
Monat, ein Tag). Spitzenlast-Futures entsprechen einer Stromversor­
gung von 8.00 bis 20.00 Uhr, außer an Wochenenden.



verkauften Strommengen, der Gestehungskosten der 
Kraftwerke, über die dieser Anbieter direkt oder über 
verbundene Unternehmen in Frankreich verfügt, und 
des Anteils der in diesen Kraftwerken erzeugten Stroms 
bestimmt. 

(34) Zudem werden bei der Berechnung der Ausgleichszah­
lung auch die mit der Versorgung zum Rückkehrtarif 
verbundenen Vermarktungskosten, unter Abzug der Ein­
nahmen aus dieser Versorgung, berücksichtigt. Schließlich 
sehen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Rege­
lung des Ausgleichsmechanismus keine Gewinnspanne 
für die Anbieter, denen Ausgleichszahlungen gewährt 
werden, vor. 

(35) Die Ausgleichszahlung wird über zwei Pflichtabgaben fi­
nanziert: 

— einem Anteil des „Contribution au service public de 
l'électricité“ (Beitrag zur Erfüllung des öffentlichen 
Auftrags der Stromversorgung, nachstehend „CSPE“ 
genannt), der mit Artikel 5 Absatz I des Gesetzes 
Nr. 2000-108 eingeführt wurde und von allen Kun­
den zu entrichten ist. Dieser Anteil ist auf den Betrag 
von 0,55 EUR/MWh beschränkt, der von der Bemes­
sungsgrundlage des CSPE abgeführt wird ( 1 ). Er wird 
auch dadurch begrenzt, dass der Gesamtbetrag des 
CSPE gemäß dem Gesetz Nr. 2000-108 durch diesen 
Anteil nicht über den am 9. Dezember 2006 gelten­
den Betrag von 4,5 EUR/MWh steigen durfte. Das 
Haushaltsgesetz für 2011 sieht vor, dass künftig der 
von der CRE vorgeschlagene CSPE gilt, allerdings mit 
einem maximalen Anstieg gegenüber dem Vorjahr 
um 3 EUR/MWh; 

— einem Beitrag, der von den Stromerzeugern zu ent­
richten ist, die Kraftwerke mit einer installierten Ge­
samtleistung von mehr als 2 GW betreiben. Dieser 
Beitrag wird auf die im Vorjahr von ihnen erzeugte 
Strommenge aus Kern- und Wasserkraft erhoben. Der 
anfänglich auf 1,3 EUR für jede von Kern- und Was­
serkraftwerken mit einer Kapazität von mehr als 2 
GW erzeugte MWh begrenzte Betrag wurde 2008 
auf 3 EUR/MWh gedeckelt. 

(36) Das Gesetz sieht vor, dass diese beiden Pflichtbeiträge 
von der Caisse des dépôts et consignations vereinnahmt 
werden. Die Ausgleichszahlung, auf die jeder betroffene 
Anbieter Anspruch hat, wird von der CRE anhand der ihr 
von den Anbietern übermittelten Erklärungen berechnet. 
Die CRE übermittelt das Ergebnis dieser Berechnungen an 
die Caisse des dépôts et consignations, die daraufhin die 
entsprechenden Auszahlungen vornimmt. 

(37) Wenn die Pflichtbeiträge nicht ausreichen, um alle Aus­
gleichszahlungen für ein bestimmtes Jahr zu leisten, wird 
der Fehlbetrag zum Betrag der im Folgejahr zu erheben­
den Abgaben addiert. Die für 2011 zu deckenden Aus­
gaben setzen sich danach zusammen aus vorausgeschätz­
ten Kosten für 2011 in Höhe von 3,4 Mrd. EUR und 
dem Ausgleich für 2009 in Höhe von 1,4 Mrd. EUR, 
entsprechend einem Gesamtbetrag von 4,8 Mrd. EUR. 
Um diese Ausgaben in voller Höhe ausgleichen zu kön­
nen, hätte der CSPE im Jahr 2011 12,9 EUR/MWh be­
tragen müssen, davon 9,3 EUR/MWh zur Deckung der 
Ausgaben für 2011 und 3,6 EUR/MWh zur Finanzierung 
des Ausgleichs für 2009. Der CSPE wurde nun aber im 
Jahr 2011 auf 7,5 EUR/MWh festgelegt, so dass sich ein 
voraussichtlicher Fehlbetrag an Ausgleichszahlungen an 
EDF für 2011 von 2 Mrd. EUR ergibt, zu dem der auf 
1 Mrd. EUR geschätzte Fehlbetrag von 2010 hinzurech­
nen ist. 

Änderungen durch Artikel 166 des Gesetzes Nr. 2008-776 
vom 4. August 2008 zur Modernisierung der Wirtschaft 

(38) Mit Artikel 166 des Gesetzes Nr. 2008-776 wurde Ar­
tikel 30-1 des Gesetzes Nr. 2004-803 dahingehend ge­
ändert, dass die Gültigkeitsdauer der Rückkehrtarife für 
Endverbraucher, deren Verbrauchsstätte bereits im Rah­
men des Systems der Rückkehrtarife mit Strom versorgt 
wurde, für diese Verbrauchsstätte bis zum 30. Juni 2010 
verlängert wurde, während sie ursprünglich auf zwei Jah­
re, längstens jedoch bis zum 30. Juni 2009, begrenzt 
war. 

(39) Im Übrigen konnten gemäß Artikel 166 des Gesetzes Nr. 
2008-776 alle Endverbraucher bis zum 30. Juni 2010 
die Rückkehrtarife beantragen, während der Antrag zuvor 
bis zum 1. Juli 2007 gestellt werden musste. 

(40) Zudem sah er vor, dass Endverbraucher, die auf die In­
anspruchnahme der Rückkehrtarife für eine Verbrauchs­
stätte verzichtet hatten, sie für diese Verbrauchsstätte 
nicht erneut beantragen konnten. 

(41) Darüber hinaus wurde die Gültigkeitsdauer der Rückkehr­
tarife für alle Verbraucher bis zum 30. Juni 2010 be­
grenzt. 

Entwicklung der regulierten Standard- und Rückkehrtarife im 
Vergleich zu den Marktpreisen 

(42) Die Standardtarife werden seit dem 1. Januar 2004 und 
die Rückkehrtarife seit 2006 jährlich per Ministerialerlass 
angepasst. Der Aufbau des Tarifsystems, d. h. alle Tarif­
optionen und -versionen, die den verschiedenen Endver­
brauchern in Abhängigkeit von ihrer Anschlussleistung 
und ihren Verbrauchsprofilen angeboten werden, ist seit 
2004 im Wesentlichen unverändert. Die einzelnen An­
passungen der Standard- und Rückkehrtarife bestanden in 
einer durchschnittlichen Erhöhung, die für jede der gro­
ßen Tarifoptionsgruppen und anschließend für jede Tarif­
option und -version spezifisch festgelegt wurde.
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( 1 ) Mit dem CPSE werden auch andere Kosten finanziert, darunter die 
Mehrkosten im Zusammenhang mit der Erzeugung von Strom aus 
erneuerbaren Energien (42,4 %), die Mehrkosten im Verbindung mit 
dem Ausgleich zwischen rentablen und unrentablen geografischen 
Gebieten (35 %), die Mehrkosten im Zusammenhang mit der Kraft- 
Wärme-Kopplung (21 %) und die sogenannten „Sozialtarife“ (1,4 %) 
(Schätzungen der CRE für 2011).



Tabelle 1 

Standard- und Rückkehrtarife (EUR/MWh netto) vom 
1. Januar 2004 bis zum 1. Januar 2012 ( 1 ) 

EUR/MWh Gelber Stan­
dardtarif 

Grüner 
Standardtarif 

Gelber Rück­
kehrtarif 

Grüner 
Rückkehrtarif 

1. Januar 
2004 

68,5 51,3 bestand 
nicht 

bestand 
nicht 

15. August 
2006 

69,3 51,6 bestand 
nicht 

bestand 
nicht 

16. August 
2007 

70,3 52,4 84,4 64,7 

15. August 
2008 

72,8 55,3 87,3 68 

15. August 
2009 

76,3 58,1 91,6 71,5 

15. August 
2010 

79,7 61,3 95,6 75,4 

1. Januar 
2012 

82,9 63,5 besteht 
nicht 
mehr 

besteht 
nicht mehr 

(43) Auf dem freien Markt waren die Preise im Jahr 2004 
zwischen 30 EUR/MWh und 35 EUR/MWh nahezu sta­
bil, stiegen dann 2005 regelmäßig und erreichten Ende 
2005 mehr als 50 EUR/MWh. 2006 schwankten die 
Preise zwischen 50 EUR/MWh und 60 EUR/MWh, mit 
einem Mittelwert von ca. 55 EUR/MWh. Bis zum 7. De­
zember 2006 konnten sich die Preise auf dem freien 
Markt unabhängig von den Standardtarifen entwickeln, 
da ein Endverbraucher, der seinen Strom auf dem freien 
Markt bezog, nicht zum regulierten Markt zurückkehren 
konnte, wenn der Preis, den er auf dem freien Markt 
erhielt, über den Standardtarifen lag. 

(44) Nach den von der CRE übermittelten Angaben ( 2 ) 
schwanken die Preise der Futures auf dem Großhandels­
markt wesentlich stärker als die Rückkehrtarife und lagen 
in den ersten drei Quartalen des Jahres 2008 deutlich 
über dem Energieanteil des gelben und grünen Rückkehr­
tarifs. Die Preise der Grundlast-Jahresfutures für 2009 
lagen am 30. September 2008 bei 85,6 EUR/MWh. Die 
Preise für Spitzenlast-Jahresfutures für 2009 dagegen la­
gen zum gleichen Zeitpunkt bei fast 120 EUR/MWh. Die 
französischen Behörden teilten dagegen mit, dass die 
Grundlast-Jahresfutures an der Strombörse Powernext 
im ersten Halbjahr 2008 von 60 EUR/MWh auf 80 EUR/ 
MWh stiegen und zwischenzeitlich sogar einen Spitzen­
wert von mehr als 90 EUR/MWh erreichten. 

(45) Im Jahr 2009 gingen die Strompreise als Folge der un­
günstigen Wirtschaftskonjunktur und der rückläufigen 
Preise für fossile Energien zurück. In ihrem Bericht 
über das Funktionieren des Marktes vom 21. Dezember 
2009 ( 3 ) bestätigte die CRE, dass die Preise der Futures 
seit 2008 um etwa 50 % gesunken waren. Am 30. Juni 
2009 waren die Preise der Grundlast-Jahresfutures für 
2010 mit weniger als 60 EUR/MWh wieder auf dem 
Stand von Anfang 2007. Dieser Trend ist bei allen Futu­
res zu beobachten, auch bei den Monats- und Quartals­
produkten. 

(46) Diese Marktpreise sind Lieferpreise, d. h. reine Energie­
preise und beinhalten keine Kosten für die Strombeför­
derung oder die Nutzung des Netzes. Um sie mit den 
Tarifen vergleichen zu können, bei denen es sich um 
integrierte Preise handelt, muss von diesen Tarifen der 
Anteil für die Strombeförderung und Nutzung des Netzes 
abgezogen werden, so dass sich der reine Energieanteil 
ergibt. Nach Angaben der Industrie- und Handelskammer 
von Paris entfielen je nach bestellter Leistung und An­
schlussspannung 30 % bis über 50 % des Gesamtpreises 
für Strom auf die Strombeförderung und die Nutzung des 
Netzes ( 4 ). Das Unternehmen Poweo schätzt dagegen den 
Anteil der Beförderungskosten bei gewerblichen Kunden 
auf fast 45 % des Preises ( 5 ). 

(47) Angesichts der vorstehenden Ausführungen und der Ent­
scheidung über die Einleitung des Verfahrens zeigt Tabel­
le 2 die Entwicklung des Energieanteils der Standard- und 
Rückkehrtarife, nach Abzug der Strombeförderungskos­
ten und der Kosten für die Nutzung des Netzes vom 
Stromgesamtpreis, zwischen Januar 2004 und Januar 
2012. Um festzustellen, ob für die Begünstigten der in 
Rede stehenden Tarife ein wirtschaftlicher Vorteil vorliegt, 
muss der Energieanteil mit den in den Erwägungsgründen 
43 bis 45 beschriebenen verfügbaren Marktpreisen ver­
glichen werden; dieser Vergleich ist Gegenstand der Er­
wägungsgründe 109 und 110. 

Tabelle 2 

Energieanteil der Standard- und Rückkehrtarife (EUR/MWh 
netto) vom 1. Januar 2004 bis zum 1. Januar 2012 ( 6 ) 

EUR 
Energieanteil 
des gelben 

Tarifs 

Energieanteil 
des grünen 

Tarifs 

Energieanteil 
des gelben 

Rückkehrtarifs 

Energieanteil 
des grünen 

Rückkehrtarifs 

1. Januar 
2004 

n.d. n.d. n.a. n.a. 

15. August 
2006 

37,1 33,8 n.a. n.a.
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( 1 ) Auf den Stellungnahmen der CRE zu den Erlassen über die Strom­
preise beruhende Tarife. 

( 2 ) Siehe beispielsweise l'Observatoire des marchés de l'électricité et du gaz — 
troisième trimestre 2008 der CRE, S. 22, der unter folgender Adresse 
abrufbar ist: http://www.cre.fr/fr/marches/observatoire_des_marches 

( 3 ) Erhältlich unter der Adresse: http://www.cre.fr/documents/ 
publications/rapports-thematiques/fonctionnement-des-marches-de- 
gros-de-l-electricite-et-du-gaz-naturel/consulter-le-rapport 

( 4 ) http://www.environnement.ccip.fr/energie/electricite/reseau-transport- 
electricite.htm 

( 5 ) Quelle: POWEO, zitiert von Companynews. http://www. 
companynewsgroup.com/imprimer.asp?co_id=111260 

( 6 ) Auf den Stellungnahmen der CRE zu den Erlassen über die Strom­
preise beruhende Tarife.

http://www.cre.fr/fr/marches/observatoire_des_marches
http://www.cre.fr/documents/publications/rapports-thematiques/fonctionnement-des-marches-de-gros-de-l-electricite-et-du-gaz-naturel/consulter-le-rapport
http://www.cre.fr/documents/publications/rapports-thematiques/fonctionnement-des-marches-de-gros-de-l-electricite-et-du-gaz-naturel/consulter-le-rapport
http://www.cre.fr/documents/publications/rapports-thematiques/fonctionnement-des-marches-de-gros-de-l-electricite-et-du-gaz-naturel/consulter-le-rapport
http://www.environnement.ccip.fr/energie/electricite/reseau-transport-electricite.htm
http://www.environnement.ccip.fr/energie/electricite/reseau-transport-electricite.htm
http://www.companynewsgroup.com/imprimer.asp?co_id=111260
http://www.companynewsgroup.com/imprimer.asp?co_id=111260


EUR 
Energieanteil 
des gelben 

Tarifs 

Energieanteil 
des grünen 

Tarifs 

Energieanteil 
des gelben 

Rückkehrtarifs 

Energieanteil 
des grünen 

Rückkehrtarifs 

16. August 
2007 

38,2 34,7 52,1 46,9 

15. August 
2008 

42,4 38,9 59 51,6 

15. August 
2009 

43,7 41,1 62,5 54,5 

15. August 
2010 

46,1 43,7 62 57,8 

1. Januar 
2012 

46,1 44,3 besteht 
nicht mehr 

besteht 
nicht mehr 

Besondere Situation des französischen Strommarkts 

(48) Der französische Strommarkt weist innerhalb der Union 
einige Besonderheiten auf. Ein einziges Unternehmen, 
und zwar EDF, besitzt 87 % der Kraftwerkskapazitäten 
im kontinentalen Frankreich für alle Energieträger zusam­
men, insbesondere Kern- und Wasserkraft ( 1 ). Infolgedes­
sen besitzt EDF (bzw. in geringerem Maße die lokalen 
Verteilerunternehmen) weiterhin einen Marktanteil von 
mehr als 85 % und hat bei allen Kundensegmenten, ob 
Privatkunden, kleine und mittlere Unternehmen oder 
Großkunden, eine beherrschende Stellung inne. Dem Ob­
servatoire des marchés der CRE für das 3. Quartal 2011 
zufolge entfallen nur 7 % der Verbrauchsstätten (und 
35 % des Gesamtverbrauchs) auf den freien Markt 
(18 % der großen gewerblichen Verbrauchsstätten, 15 % 
der kleinen gewerblichen Verbrauchsstätten und 5 % bis 
6 % der sonstigen Verbrauchsstätten), während 93 % das 
Angebot zu regulierten Tarifen nutzen. Die Verbrauchs­
stätten, für die regulierte Tarife gelten, sind mehrheitlich 
Kunden von EDF. 

(49) Im Besonderen gewährleistet EDF mit ihrem Kernkraft­
werkspark die gesamte nukleare Stromerzeugung, die in 
Frankreich konstant mehr als 75 % der gesamten Strom­
erzeugung ausmacht. Darüber hinaus betreibt EDF die 
wichtigsten Wasserkraftstrom-Konzessionen, während 
der Ausbau neuer Wasserkraftanlagen an natürliche 
Grenzen stößt. Der vor der unionsweiten Liberalisierung 
der Märkte errichtete Kernkraftwerkspark ist in hohem 
Maße standardisiert (im Wesentlichen eine einzige Tech­
nologie für Blöcke mit unterschiedlichen installierten 
Leistungen von 900 MW bis 1 600 MW), was Skalen­
effekte im Bereich der Instandhaltung, der Investitionen, 
der Schulung und des Personaleinsatzes fördert, und zum 
Großteil abgeschrieben, und seine durchschnittlichen Er­
zeugungskosten liegen weit unter denen der anderen 
konventionellen Technologien. 

(50) Denn Strom aus Kernkraft besitzt eine Gesamtkosten­
struktur, die durch einen hohen Fixkostenanteil (beispiels­

weise Abschreibung der Kraftwerke, Aufbereitungs- und 
Abfalllagerkosten, Rückbaukosten) und einen relativ ge­
ringen Anteil variabler Kosten (insbesondere Brennstoff) 
gekennzeichnet ist. So liegen beispielsweise die Gesamt­
kosten des in Europa erzeugten Stroms aus Erdgas 
(68 EUR/MWe) und aus Kohle (61 EUR/MWe) um 76 % 
bzw. 59 % über denen von Strom aus Kernkraft (39 EUR/ 
MWe). Darüber hinaus fallen bei der Preisbildung auf 
dem Großhandelsmarkt anhand der Stromgrenzkosten 
die variablen Brennstoffkosten noch stärker ins Gewicht 
als die Gesamtkosten. Diese variablen Kosten machen 
nun aber im Schnitt 28 % der Gesamtkosten bei Kohle­
kraftwerken, 70 % bei Gaskraftwerken und nur 16 % bei 
Kernkraftwerken aus ( 2 ). 

(51) Nach Schätzungen der CRE von 2011 würde der Preis 
zur langfristigen Vergütung der wirtschaftlichen Betriebs­
bedingungen des Kernkraftwerksparks von EDF zwischen 
36 EUR/MWh und 39 EUR/MWh liegen, während die be­
trieblichen Aufwendungen 25 EUR/MWh betragen wür­
den ( 3 ). Dadurch, dass EDF über Strom aus Kernkraft mit 
derart stark abweichenden Grenzkosten verfügt, erwächst 
dem Unternehmen gegenüber einem Wettbewerber, der 
Strom aus Wärmekraft oder erneuerbaren Energieträgern 
erzeugt, ein ganz erheblicher Vorteil. 

(52) Aufgrund des Netzverbunds mit den benachbarten Mit­
gliedstaaten wird der Stromgroßhandelspreis in Frank­
reich auf regionaler Ebene festgelegt (Strommarkt Frank­
reich/Deutschland/Benelux). Durch die Betriebskosten der 
Gas- und Kohlekraftwerke wird er auf einen Wert über 
dem Preis von Strom aus Kernkraft festgelegt, so dass 
ihm ein Wettbewerbsvorteil in Form einer Rente bei 
der Preisfestsetzung entsteht. Kein tatsächlicher oder po­
tenzieller Wettbewerber profitiert von ähnlichen Bedin­
gungen oder hätte sich vor mehreren Jahrzehnten mit 
einem kostengünstigen Kraftwerkspark ausstatten kön­
nen, der einen erheblichen Anteil des Kern- und Wasser­
kraftwerksparks von EDF darstellen würde. 

Briefwechsel zwischen der Kommission und den französischen 
Behörden 

(53) Angesichts dieser Situation kam es am 15. September 
2009 zu einem Briefwechsel zwischen dem französischen 
Premierminister einerseits und den Kommissaren für 
Wettbewerb und Energie andererseits über die Grund­
sätze eines Vorhabens zur Reformierung des französi­
schen Strommarkts, das insbesondere Folgendes vorsah: 

a) die schnelle Abschaffung der Rückkehrtarife und die 
schrittweise Abschaffung der regulierten Tarife für 
große und mittlere Unternehmen mit dem Ziel einer 
vollständigen Abschaffung bis 2015;
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( 1 ) Entscheidung der französischen Wettbewerbsbehörde Nr. 11/D-09 
vom 8. Juni 2011. 

( 2 ) Siehe „Coûts prévisionnels de production d'électricité“, AEN-IEA, 
Ausgabe 2010, Mittelwerte mit Aktualisierung zu 5 %. 

( 3 ) Stellungnahme der CRE vom 5. Mai 2011, S. 5.



b) die Einführung eines Mechanismus für den „regulier­
ten Zugang zu Strom aus bestehenden Kernkraftwer­
ken“ (des sogenannten „ARENH-Mechanismus“), mit 
dem EDF verpflichtet wird, einen Teil ihrer Strom­
erzeugung aus Kernkraft (ca. 25 %, höchstens jedoch 
100 TWh) zu einem kostenorientierten, regulierten 
Preis an ihre Wettbewerber auf dem Stromeinzelhan­
delsmarkt zu verkaufen, um den Wettbewerb auf die­
sem Markt zu fördern. Dadurch wären die Wettbewer­
ber von EDF in der Lage, vergleichbare Preise wie EDF 
anzubieten, was einen wirksamen Wettbewerb ermög­
lichen und die Beibehaltung regulierter Tarife über­
flüssig machen würde. 

Reform des französischen Strommarkts 

(54) Zur konkreten Umsetzung der Zusagen Frankreichs be­
nannte die französische Regierung eine Expertenkommis­
sion, die unter dem Vorsitz von Paul Champsaur die 
Aufgabe hatte, Vorschläge für die Organisation des 
Strommarkts zu formulieren. Ihre Vorschläge bildeten 
die Grundlage für die Loi n o 2010-1488 portant nouvelle 
organisation du marché de l’électricité (Gesetz Nr. 2010- 
1488 über die Reform des Strommarkts, sogenanntes 
„NOME“-Gesetz), das am 7. Dezember 2010 verabschie­
det wurde ( 1 ), und für das Umsetzungsdekret Nr. 2011- 
466 vom 28. April 2011 ( 2 ). 

(55) Das Gesetz Nr. 2010-1488 sieht vor, dass die Rückkehr­
tarife zum 1. Juli 2011 und der grüne und gelbe Stan­
dardtarif im Jahr 2015 abgeschafft werden. Darüber hi­
naus wurde mit dem Gesetz Nr. 2010-1488 in das Ge­
setz Nr. 2000-108 vom 10. Februar 2000 zur Moderni­
sierung und zum Ausbau der öffentlichen Stromversor­
gung ein Artikel 4-1 eingefügt, der vorsieht, dass alter­
native Stromanbieter vom 1. Juli 2011 an 15 Jahre lang 
Anspruch auf einen regulierten Zugang zu Strom aus 
bestehenden Kernkraftwerken haben, maximal jedoch 
auf 100 TWh, entsprechend etwa 25 % der Erzeugung 
des bestehenden Kernkraftwerksparks. Der Preis dafür 
(ARENH-Preis) wird zunächst von der Regierung nach 
Stellungnahme der CRE festgelegt. Gemäß Absatz VII 
von Artikel 4-1 muss der Preis, um eine angemessene 
Vergütung für EDF zu gewährleisten, die wirtschaftlichen 
Bedingungen der Stromerzeugung ihrer Kernkraftwerke 
über die Laufzeit der Maßnahme widerspiegeln. Der 
ARENH-Preis muss folgenden Faktoren Rechnung tragen: 

a) einer Kapitalrendite unter Berücksichtigung der Art 
des Wirtschaftszweigs; 

b) den Betriebskosten; 

c) den Investitions- und Instandhaltungsaufwendungen 
oder den notwendigen Kosten zur Verlängerung der 
Betriebsgenehmigung; 

d) den voraussichtlichen langfristigen Kernkraftkosten. 

(56) Der ARENH-Preis wurde mit Erlass des Energieministers 
im Mai 2011 auf 40 EUR/MWh vom 1. Juli 2011 an 

festgelegt, damit einem Verbraucher, für den am 30. Juni 
2011 der Rückkehrtarif gilt, anschließend ein Vertrags­
angebot unterbreitet werden kann, das auf dem ARENH- 
Preis (Großhandelspreis) beruht, der ebenso hoch wie der 
Einzelhandelspreis ist. Mit einem gesonderten Erlass 
wurde der ARENH-Preis für 2012 auf 42 EUR/MWh fest­
gesetzt ( 3 ). Nach Angaben der Regierung beruhte das für 
2011 gewählte Preisniveau auf der Notwendigkeit, auf 
Ebene der Großhandelspreise die Kohärenz mit dem 
Rückkehrtarif zu gewährleisten. Für 2012 begründete 
die Regierung das Preisniveau mit der vorgezogenen Be­
rücksichtigung von Investitionen, die nach dem Unfall in 
Fukushima zur Erhöhung der Sicherheit der Kernkraft­
werke unverzichtbar seien. 

(57) Vom 8. Dezember 2013 an wird der ARENH-Preis von 
der CRE festgesetzt. Die Bedingungen für die Festsetzung 
der ARENH-Preise durch die CRE müssen mit einem 
Dekret des Conseil d’Etat festgelegt werden. 

(58) Der erste Lieferzeitraum im Rahmen des ARENH-Mecha­
nismus begann am 1. Juli 2011. 32 Anbieter schlossen 
einen Rahmenvertrag mit EDF, und im Zeitraum vom 
1. Juli 2011 bis zum 30. Juni 2012 sollten 61,3 TWh 
geliefert werden. Für 2011 wurde den Wettbewerbern 
von EDF ein Volumen von 84,4 % im Rahmen des 
ARENH-Mechanismus zugeteilt. Diese Menge entspricht 
dem Anteil der Stromerzeugung aus bestehenden Kern­
kraftwerken am Gesamtverbrauch der Endverbraucher im 
kontinentalen Frankreich. 

(59) Im Januar 2012 kam es erneut zu einem Briefwechsel 
zwischen dem französischen Premierminister und den 
Wettbewerbs- und Energiekommissaren, bei dem die Zu­
sagen Frankreichs in zwei weiteren Punkten präzisiert 
wurden: 

— die nach dem Sommer 2012 gefassten Beschlüsse zu 
den regulierten Tarifen werden es ermöglichen, die 
Differenz zwischen der Addition der Kosten und 
dem regulierten Tarif in Bezug auf 2012 und an­
schließend jedes Jahr in Bezug auf das Vorjahr zu 
verringern; 

— der ARENH-Preis wird sich solange nicht ändern, bis 
das Dekret zur Festlegung der Berechnungsmethode 
für den ARENH-Preis in Kraft getreten ist, das spätes­
tens am 7. Dezember 2013 veröffentlicht werden 
soll. 

III. ZUSAMMENFASSUNG DER VON DER KOMMISSION 
IN DEN ENTSCHEIDUNGEN ÜBER DIE EINLEITUNG UND 
AUSWEITUNG DES VERFAHRENS GEÄUSSERTEN ZWEI­

FEL 

(60) In ihren Entscheidungen über die Einleitung und Auswei­
tung des Prüfverfahrens stellte die Kommission fest, dass 
der grüne und gelbe regulierte Standardtarif und Rück­
kehrtarif dem Staat zuzurechnen sind, weil sie mit 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Staates einge­
führt und geändert wurden. Bei diesen Tarifen wurden
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( 1 ) JORF Nr. 284 vom 8. Dezember 2010, S. 21467. 
( 2 ) JORF Nr. 100 vom 29. April 2011, S. 7472. 

( 3 ) Die Erlasse wurden im JORF Nr. 117 vom 20. Mai 2011 auf 
S. 8792 und S. 8793 veröffentlicht.



staatliche Mittel eingesetzt, ob im Fall der Mittel von EDF, 
im Fall staatlich kontrollierter Mittel oder im Fall speziel­
ler Beiträge, die von einer vom Staat benannten Stelle, 
der Caisse des dépôts et des consignations, verwaltet werden. 

(61) Da den Unternehmen, die zu regulierten Tarifen mit 
Strom versorgt wurden, ein wirtschaftlicher Vorteil ge­
genüber dem Marktpreis verschafft wurde und diese Un­
ternehmen in allen für den Wettbewerb und den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten geöffneten Wirtschaftszweigen 
vertreten sind, könnten die Tarife staatlichen Beihilfen 
im Sinne von Absatz 107 Absatz 1 AEUV gleichzusetzen 
sein, die den Wettbewerb verfälschen und den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen können. 

(62) In diesen Entscheidungen äußerte die Kommission auch 
Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der Standard- 
und Rückkehrtarife mit dem Binnenmarkt. 

(63) Sie vertrat insbesondere die Auffassung, dass die in Ar­
tikel 107 Absatz 2 vorgesehenen Ausnahmebestimmun­
gen offensichtlich nicht greifen würden, da die Beihilfen 
nicht einzelnen Verbrauchern gewährt werden, nicht zur 
Beseitigung von Schäden, die durch Naturkatastrophen 
oder sonstige außerordentliche Ereignisse entstanden 
sind, bestimmt sind und nicht der Wirtschaft bestimmter, 
durch die Teilung Deutschlands betroffener Gebiete der 
Bundesrepublik Deutschland gewährt werden. 

(64) Auch die in Artikel 107 Absatz 3 Buchstaben a, b und d 
vorgesehenen Ausnahmebestimmungen seien nicht an­
wendbar. Denn außer bei außergewöhnlichen Umstän­
den, die im vorliegenden Fall offensichtlich nicht gegeben 
seien, sind Betriebsbeihilfen nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe a unzulässig. Zudem dienen die Beihilfen we­
der der Förderung eines wichtigen Vorhabens von ge­
meinsamem europäischem Interesse oder zur Behebung 
einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines 
Mitgliedstaats noch der Förderung der Kultur und der 
Erhaltung des kulturellen Erbes. 

(65) Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c sieht die Möglichkeit 
vor, Beihilfen zu genehmigen, welche die Entwicklung 
bestimmter Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete 
fördern, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in ei­
nem dem gemeinsamen Interesse zuwiderlaufenden Maße 
beeinträchtigen. Die Kommission stellte fest, dass die in 
Rede stehenden Beihilfen angesichts der Leitlinien und 
Gemeinschaftsrahmen über die Anwendung der Bestim­
mungen dieses Artikels nicht genehmigt werden konnten. 

(66) Zudem äußerte die Kommission Zweifel daran, dass diese 
für mittlere und große Unternehmen geltenden Tarife 
eine Ausgleichsleistung für eine Dienstleistung von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne von Arti­
kel 106 Absatz 2 AEUV darstellen können. 

(67) In ihrer Entscheidung über die Ausweitung des Verfah­
rens vertrat die Kommission die Auffassung, dass die in 
der Einleitungsentscheidung von 2007 geäußerten Zwei­
fel an der Vereinbarkeit des ursprünglich in den Rück­
kehrtarifen enthaltenen Beihilfeelements mit dem Binnen­
markt auch für das Beihilfeelement galten, das in dem 
durch Artikel 166 des Gesetzes Nr. 2008-776 geänderten 
Rückkehrtarifsystems enthalten war. 

IV. STELLUNGNAHMEN DER BETEILIGTEN 

(68) Mehrere Anbieter und betroffene Kunden teilten der 
Kommission ihre Stellungnahmen mit. 

Anbieter 

(69) Poweo teilte mit Schreiben vom 14. August 2007 mit, 
sich der Würdigung der Kommission hinsichtlich des 
Vorliegens einer staatlichen Beihilfe anzuschließen. Zum 
Vorliegen eines Vorteils bestätigt das Unternehmen, dass 
die Standardtarife einen Vorteil gegenüber den Beschaf­
fungsbedingungen auf dem Großhandelsmarkt, dem 
Rückkehrtarif und den geschäftlichen Angeboten von 
EDF darstellen würden. Die Rückkehrtarife seien ein Vor­
teil gegenüber den Beschaffungsbedingungen auf dem 
Großhandelsmarkt. Im Hinblick auf die Selektivität er­
gänzt Poweo, dass Kunden, die sich für den freien Markt 
entschieden hätten, nicht auf den regulierten Markt (und 
damit zum regulierten Tarif) zurückkehren könnten. Da­
rüber hinaus würden die Standard- und Rückkehrtarife 
Strom verbrauchende Unternehmen zulasten anderer 
Energieträger begünstigen. Mit Schreiben vom 25. Juni 
2009 übermittelte Poweo in seiner Stellungnahme zur 
Entscheidung über die Ausweitung des Verfahrens ergän­
zende Informationen zum Aufbau seiner Preisangebote. 

(70) ENEL vertrat in einem Schreiben vom 21. September 
2007 die Auffassung, dass die regulierten Tarife zu nied­
rig seien und die Rückkehrtarife alternative Anbieter be­
nachteiligen würden. Neue Verbrauchsstätten hätten trotz 
der einschlägigen Stellungnahme des Conseil d'Etat français 
Anspruch auf die regulierten Tarife. Mit Schreiben vom 
27. Mai 2009 ergänzt ENEL, dass der grüne und gelbe 
regulierte Tarif unter dem Marktpreis lägen und dessen 
Änderungen nicht gefolgt seien, so dass kein Wettbewerb 
habe entstehen können. Zudem sei die im Mechanismus 
des Rückkehrtarifs vorgesehene Ausgleichszahlung für die 
Anbieter unzureichend und verstärke dadurch den Vorteil 
für die Kunden. Schließlich könnten die Anbieter mit 
dem Rückkehrtarif weder ihre Erzeugungs- und Vermark­
tungskosten decken noch eine ausreichende Kapitalren­
dite erwirtschaften. Die Förderung des Wettbewerbs auf 
dem französischen Markt sei dadurch verhindert worden. 

(71) Electrabel vertritt in ihrem Schreiben vom 19. September 
2007 die Auffassung, dass die Beihilfe bestimmten 
Stromanbietern einen Vorteil verschafft. Der an be­
stimmte Anbieter gezahlte Ausgleich sei nicht von der 
Umsatzdifferenz zwischen dem Preis des Vertrags und 
dem Rückkehrtarif abhängig, sondern werde anhand der 
Beschaffungskosten des Anbieters berechnet. Eine Korre­
lation zwischen den Ertragseinbußen des Anbieters und 
der Ausgleichszahlung, die doch eben diese Gewinnein­
bußen kompensieren solle, sei dadurch nicht gegeben. 
Das Vorliegen einer Dienstleistung von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse, mit denen die Kunden als die ei­
gentlichen Begünstigten des Rückkehrtarifs betraut seien, 
hält Electrabel für nicht nachgewiesen. In ihrem Schrei­
ben vom 26. Juni 2009 ergänzt Electrabel, dass der 
Rückkehrtarif dazu führe, dass die Stromanbieter alle 
gleich anböten und Kreativität unterbunden werde. Die 
Kunden von Electrabel hätten für nahezu alle Verbrauchs­
stätten den Rückkehrtarif beantragt. Durch den Rück­
kehrtarif seien alternative Anbieter zugunsten von EDF
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nach und nach verdrängt worden, da die Kunden bei 
gleichem Preis häufig EDF den Vorzug gäben. Nach An­
sicht von Electrabel liegt für Stromanbieter zulasten an­
derer Energieträger wie Erdgas ein Vorteil vor. Der Rück­
kehrtarif sei insofern selektiv, als die Möglichkeit, ihn zu 
nutzen vom Zeitpunkt der Zulassung der Verbrauchs­
stätte abhängig sei, der wiederum von der Betriebsgröße 
abhänge. 

(72) Ein Unternehmen, das nicht genannt werden möchte, 
vertritt die Auffassung, dass es sich bei den regulierten 
Tarifen um eine staatliche Beihilfe zugunsten von EDF 
handle, da der blaue Tarif über dem Marktpreis liege. 
Da EDF de facto ein Monopol auf die Anwendung dieser 
Tarife genieße, erwachse ihr aufgrund dieses Status ein 
Vorteil. Eine der Tochtergesellschaften dieses Unterneh­
mens sei in Frankreich durch die Rückkehrtarife am 
Markteintritt gehindert worden. Der Markteintritt sei be­
reits aufgrund der Höhe der Großhandelspreise und der 
sonstigen Kosten (insbesondere des Netzzugangsentgelts) 
bei Kunden, die den grünen und gelben Tarif erhalten, 
schwierig. Durch die Höhe des Rückkehrtarifs würden 
noch zusätzliche Hürden geschaffen. 

Kunden 

(73) In ihrer Stellungnahme vom 13. August 2007 vertritt 
Uniden (Union des industries utilisatrices d'énergie, Verband 
großer industrieller Energieverbraucher) die Auffassung, 
dass die regulierten Tarife aufgrund des ungenügenden 
Funktionierens des Marktes erforderlich sind. Die Über­
gangstarife seien keine staatlichen Mittel, weil sie alterna­
tiven Anbietern den Zugang zu Strom aus Kern- und 
Wasserkraft ermöglichen würden, über den nicht alle ver­
fügen würden, und gleichzeitig dafür sorgen würden, dass 
die etablierten Betreiber kostendeckend arbeiten könnten. 
Die Selektivität sei nicht erwiesen, da die Tarife von der 
Struktur her den tatsächlichen Kosten je Kundenkategorie 
entsprechen würden. 

(74) Am 28. Mai 2009 ficht Uniden in ihrer Stellungnahme 
zur Entscheidung über die Ausweitung des Verfahrens die 
Würdigung der Kommission zur Selektivität der Tarife 
mit der Begründung an, dass die unterschiedlichen Liefer­
kosten der Kundensegmente nicht berücksichtigt worden 
seien. Eine Unterscheidung zwischen der Anwendung des 
Rückkehrtarifs während der Vertragslaufzeit und dem 
Abschluss eines Neuvertrags zum Rückkehrtarif sei 
zwar augenscheinlich logisch, aber in Wirklichkeit falsch. 
Denn der Preis sei nur ein Faktor des wirtschaftlichen 
Gesamtwerts eines Stromliefervertrags. Die Verbraucher 
würden auch die Stabilität und Transparenz des Preises 
honorieren, den sie für ihre Stromversorgung bezahlten. 
Entgegen den Angaben in der Entscheidung über die 
Ausweitung des Verfahrens sei der Rückkehrtarif dem 
Verbraucher auferlegt worden, und dies unabhängig von 
der Beantragung. Es gebe konkrete Beispiele für Anträge 
bei Verträgen mit einer Laufzeit über Juni 2010 hinaus, 
denen nicht stattgegeben worden sei, und für Verbrau­
cher, die nicht unbedingt die Anwendung des Rückkehr­
tarifs beantragt hätten. Die Berechnung eines möglichen 
„wirtschaftlichen Vorteils“ sei daher unsinnig, da der Me­
chanismus den Verbrauchern auferlegt worden sei. Für 
den ersten Geltungszeitraum des Rückkehrtarifs scheine 
es schwierig zu sein, sich auf Selektivität zu berufen, weil 
der Mechanismus auf Verbraucher beschränkt worden sei, 
die den Tarif bis zum 30. Juni 2007 beantragt hätten. 

Jeder Verbraucher habe dabei 6 Monate Zeit gehabt, eine 
Entscheidung zu treffen, die ihm 2 Jahre lang Preisstabi­
lität und -transparenz gebracht hätte. Dass ein Hin-und 
Herwechseln zwischen den Tarifen nicht ermöglicht wor­
den sei, sei richtig und habe lediglich dazu gedient, ein 
Arbitrageverhalten zwischen Marktpreis und Rückkehr­
tarif zu verhindern, da die saisonalen Schwankungen 
des Rückkehrtarifs im Voraus festgelegt würden, während 
sich der Marktpreis ständig ändere. 

(75) Was die Finanzierung aus staatlichen Mitteln anbelange, 
hätte somit der Verbraucher, der nicht von der erwarte­
ten Senkung des CSPE profitiert habe, somit eine staatli­
che Beihilfe erhalten, obwohl doch eben mit dieser Ab­
gabe die Ausgleichszahlung für den Rückkehrtarif finan­
ziert worden sei. Was die Abgabe der Erzeuger von 
Strom aus Wasser- und Kernkraft anbelange, sei fest­
zustellen, dass diese Abgabe deutlich unter der Differenz 
zwischen dem Preis der Energie zum Rückkehrtarif und 
dem Preis der Energie zum grünen Tarif oder zu dem 
von den Erzeugern frei ausgehandelten Tarif liege. Uni­
den folgert daraus, dass mit dieser Abgabe in Wirklich­
keit der Mehrgewinn abgeschöpft werden solle, der die­
sen Erzeugern aus der Einführung des Systems der Rück­
kehrtarife entstanden sei. 

(76) Der CLEEE (Comité de liaison des entreprises ayant exercé leur 
éligibilité, Verband der gewerblichen Verbraucher, die von 
ihrem Recht auf freie Anbieterwahl Gebrauch gemacht 
haben) teilte mit Schreiben vom 16. August 2007 mit, 
dass der französische Strommarkt ungenügend funktio­
niere und dass die auf dem freien Markt praktizierten 
Preise die Erzeugungskosten nicht widerspiegeln würden. 
Der von der Kommission als Referenz herangezogene 
Marktpreis ist seiner Ansicht nach verfälscht. Der Rück­
kehrtarif werde nicht aus staatlichen Mitteln finanziert, 
sondern von den Verbrauchern und den Erzeugern, die 
beim Verkauf zum Rückkehrtarif eine Marge erzielen 
würden. Da der Rückkehrtarif allen offenstehe, bestreitet 
der CLEEE seine Selektivität. Mit Schreiben vom 2. Juni 
2009 ergänzt der CLEEE, der Rückkehrtarif stelle keinen 
Vorteil dar, da er lediglich den Nachteil begrenze, der den 
Kunden entstanden sei, die den regulierten Markt verlas­
sen hätten und nicht mehr dorthin zurückkehren könn­
ten. Der CLEEE vertritt die Auffassung, dass der Markt­
preis nicht als Referenz herangezogen werden könne, um 
das Vorliegen eines wirtschaftlichen Vorteils zu beweisen, 
da er das Ergebnis ungeeigneter oder verfälschter Markt­
mechanismen sei. Der CLEEE bestreitet die Selektivität 
des Rückkehrtarifs, da er allen Verbrauchern offenstehe, 
die von ihrem Recht auf freie Anbieterwahl Gebrauch 
gemacht hätten, und keine Verbrauchsstätte, kein Unter­
nehmen, keinen Wirtschaftszweig und kein geografisches 
Gebiet bevorzuge. 

(77) Der CLEEE weist nachdrücklich auf die Struktur und die 
Höhe des Rückkehrtarifs hin und erläutert den wesentli­
chen Unterschied zwischen Verbrauchsprofil und Ver­
brauchsmenge. Die Bandenergieanteile des cRückkehr­
tarifs seien entgegen den Schlussfolgerungen, zu denen 
die Kommission anhand der ihr vorliegenden Informatio­
nen gelangt sei, annähernd gleich. Durch den Rückkehr­
tarif würden sehr große Stromverbraucher nicht zulasten 
der kleineren bevorzugt. Der CLEEE bestreitet, dass der 
Rückkehrtarif als aus staatlichen Mitteln kommend be­
trachtet werden könne und dass die Voraussetzung der
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Beeinträchtigung des Handels im vorliegenden Fall erfüllt 
sei, insbesondere, weil die Kommission weder nachweise, 
dass der Rückkehrtarif unter den Gestehungskosten liege, 
noch, dass die Verbraucher, für die der Rückkehrtarif 
gelte, ihren Strom günstiger beziehen würden als ihre 
Wettbewerber in Europa, die oft noch in den Genuss 
regulierter Tarife kämen. Der CLEEE ergänzt, dass der 
Rückkehrtarif (unterstellt, dass er eine staatliche Beihilfe 
sei, was seiner Ansicht nach nicht der Fall ist) mit dem 
Vertrag vereinbar sei. Denn in Artikel 30-1 des Gesetzes 
vom 9. August 2004 über die öffentliche Strom- und 
Gasversorgung und Strom- und Gasunternehmen sei 
der Rückkehrtarif als Dienstleistung von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse bezeichnet worden, die den 
Elektrizitätsunternehmen auferlegt worden sei. Der CLEEE 
weist darauf hin, dass diese Maßnahme notwendig gewe­
sen sei, um Verbraucher, die von ihrem Recht auf freie 
Anbieterwahl Gebrauch gemacht hätten, zu schützen, 
und dass sie gleichzeitig angemessen gewesen sei und 
den Handel nicht übermäßig beeinträchtigt habe. 

(78) Die SNC Paris Voltaire vertritt in ihrem Schreiben vom 
20. Juli 2009 die Auffassung, dass die Finanzierung des 
Ausgleichs zwischen rentablen und unrentablen geogra­
fischen Gebieten bei der Stromversorgung der nicht an­
gebundenen französischen Gebiete über den CSPE eine 
staatliche Beihilfe ist. 

V. STELLUNGNAHMEN FRANKREICHS 

(79) In ihrer Stellungnahme zur Entscheidung über die Ein­
leitung des Verfahrens fochten die französischen Behör­
den die Würdigung der Kommission an. 

Stellungnahmen zu den Standardtarifen 

(80) Zum Vorliegen eines Vorteils bringt Frankreich Folgendes 
vor: 

a) eine etwaige Differenz zwischen der Höhe der Stan­
dardtarife und den an den Strombörsen, insbesondere 
Powernext, festgestellten Preisen sei eindeutig kon­
junkturbedingt (zwischen 1999 und 2004 hätten 
Letztere unter den regulierten Tarifen gelegen); 

b) der Verweis auf die Preise der Strombörsen sei irrele­
vant, da die Unternehmen ihren Strom überwiegend 
außerbörslich beziehen würden und die an der Börse 
Powernext feststellten Preise nicht durch wirtschaftli­
che Grundlagen gerechtfertigt seien, die die Trans­
aktionen zwischen Stromkäufern und -erzeugern be­
stimmen würden. 

(81) Aus diesen beiden Gründen folgert Frankreich, dass den 
Unternehmen mit den Standardtarifen kein Vorteil ver­
schafft werde. 

(82) Die französischen Behörden bestreiten im Übrigen die 
Selektivität der Standardtarife und behaupten, es sei lo­
gisch und wirtschaftlich stimmig, dass die Standardtarife 
(zahlenmäßig) nicht die gleichen finanziellen Auswirkun­
gen bei einem Groß- und einem Kleinverbraucher hätten 
und dass die Kosten aufgrund der unterschiedlichen Kos­
ten der Kraftwerke nicht proportional zur Verbrauchs­
menge seien. Nach Auffassung Frankreichs stellt die Re­
gulierung der Standardtarife sehr wohl eine allgemeine 

Maßnahme zur Regulierung der Preise dar, die für alle 
Strom verbrauchenden Unternehmen gelte, die von ihrem 
Recht zur freien Anbieterwahl und zum Wechsel auf den 
freien Markt keinen Gebrauch gemacht hätten. 

(83) Die französischen Behörden bestreiten das Argument des 
Einsatzes staatlicher Mittel aus zwei Gründen: 

a) die Standardtarife beinhalteten keine Verwendung von 
Haushalts- oder Steuermitteln und hätten EDF nicht 
daran gehindert, positive Ergebnisse zur erwirtschaf­
ten; 

b) die Standardtarife, die die Grundlagen des Strommark­
tes und die Kosten des Kraftwerksparks von EDF wi­
derspiegelten, würden einen angemessen hohen 
Stromverkaufspreis darstellen und können daher nicht 
als Gewinneinbuße für EDF betrachtet werden. 

(84) Ergänzend teilt Frankreich mit, dass keine Beeinträchti­
gung des Wettbewerbs vorliege und daher der grenzüber­
greifende Stromhandel nicht beeinträchtigt sein könne. 

Stellungnahmen zum Rückkehrtarif 

(85) Frankreich behauptet, der Rückkehrtarif stelle keine staat­
liche Beihilfe dar. 

(86) Der Rückkehrtarif sei einfach ein Aufschlag auf die Stan­
dardtarife, deren Aufbau beibehalten werde. Der Begriff 
des Vorteils gegenüber den Endkunden, für die nicht 
regulierte Angebote gelten würden, sei im Rahmen der 
Standardtarife nicht relevant und schon gar nicht im 
Rahmen des Rückkehrtarifs. Dass bei Endkunden, die 
zum Standardtarif versorgt würden, keine Entlastung vor­
liege, beinhalte zwangsläufig, dass auch bei Kunden, die 
sich zum Rückkehrtarif versorgten, keine Entlastung vor­
liege. 

(87) Den französischen Behörden zufolge stellt die Regulie­
rung des Rückkehrtarifs eine allgemeine Maßnahme zur 
Regulierung der Preise dar, die für alle Strom verbrau­
chenden Unternehmen gelte. 

(88) Die französischen Behörden bestreiten jegliche Finanzie­
rung aus staatlichen Mitteln. Die Zurechnung der Maß­
nahme zum Staat, weil sie per Gesetz auferlegt worden 
sei, genüge nicht, um von einer Übertragung staatlicher 
Mittel auszugehen. Im Besonderen schließe der Anteil der 
Ausgleichszahlung, der über den CSPE von den Endver­
brauchern getragen werde, jede Verbindung mit staatli­
chen Mitteln aus. Nach Auffassung der französischen Be­
hörden kann die Verwendung eines Teils der Einnahmen 
aus dem CSPE zur Finanzierung der Ausgleichszahlung 
für die Anbieter, die Strom zum Rückkehrtarif liefern, 
nicht als Übertragung staatlicher Mittel angesehen wer­
den. Der andere Teil der Ausgleichszahlung werde mit 
der Abgabe der Erzeuger von Kern- und Wasserkraft­
strom finanziert, die von allen Erzeugern, die über große 
Stromerzeugungskapazitäten (mehr als 2 000 MW) ver­
fügen würden, die durch geringe Kosten und weitgehend 
erfolgte Abschreibung gekennzeichnet seien, unabhängig 
von ihrem staatlichen oder privatwirtschaftlichen Status 
abzuführen sei. Aufgrund dieses Beitrags könne nicht 
davon ausgegangen werden, dass eine direkte oder indi­
rekte Übertragung staatlicher Mittel vorliege.
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(89) Frankreich bezieht sich auf das Urteil PreussenElektra AG 
des a Gerichtshofs der Europäischen Union in der Rechts­
sache C-379/98 (Randnr. 58) ( 1 ): „Nach der Rechtspre­
chung des Gerichtshofs sind […] nur solche Vorteile als 
Beihilfen im Sinne von Artikel 92 Absatz 1 EG-Vertrag 
anzusehen, die unmittelbar oder mittelbar aus staatlichen 
Mitteln gewährt werden.“ Hierzu sei festzustellen, dass 
kein direkter oder indirekter Zusammenhang zwischen 
dem Mechanismus (Zahlung oder Umlage) und staatli­
chen Mitteln vorliege, auch nicht aufgrund der Einschal­
tung der Caisse des dépôts et consignations. Denn die Caisse 
des dépôts et consignations spiele nur eine vollkommen 
transparente Rolle. Die Caisse des dépôts et consignations 
sei nie auch nur im Geringsten für die Festsetzung der 
Höhe oder des Verwendungszwecks der erhobenen und 
umgelegten Beträge zuständig gewesen. Diese Summen 
würden auf ein Sonderkonto gebucht und nicht mit Ein­
nahmen zusammengebracht, die von der Caisse des dépôts 
et consignations bewirtschaftet werden könnten. Die Mit­
wirkung der Caisse des dépôts et consignations sei eine Ga­
rantie für Einfachheit und Transparenz bei den Beziehun­
gen zwischen Beitragszahlern und Empfängern der Aus­
gleichszahlung. 

Stellungnahmen zu den Äußerungen der Beteiligten 

(90) Frankreich legte seine Stellungnahmen zu den Äußerun­
gen der Beteiligten am 31. Januar 2008 vor. Frankreich 
weist darauf hin, dass die an den Strombörsen festgestell­
ten Preise nicht als Referenz herangezogen werden könn­
ten, denn der an den Strombörsen in Frankreich fest­
gestellte Preis würde die Stromerzeugungskosten in 
Deutschland widerspiegeln, ob dieser Strom nach Frank­
reich geliefert werde oder nicht. Frankreich macht darauf 
aufmerksam, dass nicht alle an der Strombörse gehandel­
ten Mengen geliefert werden; rund 10 % der auf dem 
Terminmarkt von Powernext gehandelten Mengen wür­
den tatsächlich geliefert. Ergänzend teilt Frankreich mit, 
dass die Preise an den Strombörsen nicht den Preis der 
laufenden Verträge der Stromverbraucher widerspiegeln 
würden. 

(91) Frankreich behauptet, dass eine Überkompensation im 
Rahmen des Ausgleichsmechanismus des Rückkehrtarifs 
nicht möglich sei. Der Mechanismus sei nach umfassen­
der Konzertierung aller Beteiligten in dem ständigen Be­
streben eingeführt worden, die Mitnahme- und Opportu­
nitätseffekte unter der Aufsicht der CRE weitgehend zu 
begrenzen. Dieser Mechanismus funktioniere wie folgt: 
Jeder Anbieter, der einen Endkunden zum Rückkehrtarif 
versorge, könne eine Ausgleichszahlung erhalten. Die 
Ausgleichszahlung berechne sich als Unterschiedsbetrag 
zwischen seinen Einnahmen zum Rückkehrtarif (in EUR/ 
MWh) und seinen Beschaffungskosten. Letztere seien je­
doch nach oben durch theoretische Beschaffungskosten 
begrenzt, die unter Bezugnahme auf den an den Strom­
börsen festgestellten Preis bestimmt würden (dabei 
handle es sich um einen gewichteten Mittelwert der ein­
zelnen, an den Strombörsen festgestellten Preise). Die 
Obergrenze der Beschaffungskosten für ein Jahr N sei 
erst am Ende dieses Jahres N genau bekannt, weshalb 
eine Strategie, die wirklich eine Überkompensation er­
möglichen könne, schwierig sei. Selbst wenn es einem 
Wirtschaftsteilnehmer gelingen sollte, eine solche Strate­

gie zu entwickeln, würde sie von der für die Anwendung 
des Mechanismus zuständigen CRE sanktioniert. 

(92) Für den Fall, dass die Kommission zu dem Schluss ge­
langen sollte, dass es sich bei den Standardtarifen und 
dem Rückkehrtarif um Beihilfen handle, müsse diese nach 
Auffassung der französischen Behörden angesichts von 
Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2003/54/EG als nach 
Artikel 106 Absatz 2 AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar angesehen werden. Zudem müssten diese Tarife 
nach Artikel 107 Absatz 3 AEUV als mit dem Binnen­
markt vereinbar angesehen werden, da sie der Behebung 
eines Marktversagens dienen würden. Die Standardtarife 
müssten in jedem Fall als bestehende Beihilfen eingestuft 
werden, da sie aus der Zeit vor der Liberalisierung des 
Strommarkes herrühren würden. Für den Fall, dass die 
Kommission es ablehnen sollte, die Standardtarife als be­
stehende Beihilfe anzusehen, könnten die französischen 
Behörden berechtigterweise die Grundsätze des Vertrau­
ensschutzes und der Rechtssicherheit geltend machen. 

Stellungnahmen zur Ausweitung des Verfahrens 

(93) Die französischen Behörden bleiben bei ihrer Würdigung 
in der Erwiderung auf die Entscheidung über die Einlei­
tung des Verfahrens. Zum Vorliegen eines Vorteils teilen 
sie mit, dass die Marktpreise selbst unter der Annahme, 
dass die an den Strombörsen festgestellten Preise als re­
levante Referenz betrachtet werden könnten, 2009 — im 
Gegensatz zum Zeitraum 2004-2007 — genauso hoch 
gewesen seien wie der Rückkehrtarif. 

(94) Zur Selektivität machen sie geltend, dass der Rückkehr­
tarif darauf abziele, ein Arbitrageverhalten zwischen ei­
nem regulierten System und den Marktpreisen zu ver­
hindern. Der Rückkehrtarif sei in keiner Weise selektiv, 
sondern eine allgemeine Maßnahme; er müsse von den 
Akteuren bei der Wahl eines Stromlieferangebots berück­
sichtigt werden. Hierzu erinnern die französischen Behör­
den daran, dass der Gerichtshof erkannt habe, dass eine 
staatliche Maßnahme, die unterschiedslos allen Unterneh­
men im Inland zugutekomme, keine staatliche Beihilfe 
darstellen könne. Frankreich ergänzt, dass die unter­
schiedlichen Preisgestaltungen beim Rückkehrtarif auf ob­
jektiven und technischen Kriterien, und zwar den glei­
chen wie beim Standardtarif, beruhen würden. 

(95) Nach Auffassung Frankreichs muss der Begriff Selektivität 
anhand aller Konditionen, die allen Unternehmen auf 
dem Markt angeboten werden, gewürdigt werden. Er 
komme nur dann zum Tragen, wenn die geprüfte Maß­
nahme einen entscheidenden Vorteil zugunsten einer be­
stimmten Gruppe von Marktteilnehmern darstelle, der 
zulasten der anderen Gruppen gehe. Dies sei hier jedoch 
nicht der Fall. Die anderen Unternehmen hätten den 
Rückkehrtarif im Allgemeinen deshalb nicht abgeschlos­
sen, weil sie sich auf dem freien Markt zu günstigeren 
Preisen hätten versorgen können. Sie seien durch diese 
Maßnahme in keinem Fall benachteiligt worden. Die Se­
lektivität könne nur angesichts der Art der betroffenen 
Unternehmen gewürdigt werden; jedes Unternehmen lege 
seine eigene Strategie fest und nutze dabei die Möglich­
keiten, die sich ihm hinsichtlich der Beschaffungskosten 
bieten würden. Festzustellen sei nun aber, dass der Rück­
kehrtarif von allen Unternehmenskategorien abgeschlos­
sen worden sei. Keine einzige sei davon ausgenommen.

DE 22.12.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 398/21 

( 1 ) EuGH, Urteil vom 13. März 2001, Slg. 2001, I-02099.



(96) Zum Vorliegen und zum Einsatz öffentlicher Mittel er­
widert Frankreich auf Randnr. 77 der Entscheidung über 
die Einleitung des Verfahrens, dass der privatwirtschaftli­
che Konzern GDF Suez, der über 3 000 MW an Strom 
aus Laufwasserkraftwerken verfüge (ca. 30 EUR/MWh, 
einschließlich Netzentgelt), keine Ausgleichszahlung er­
halte. Im Übrigen würden EDF und GDF Suez, obwohl 
sie nicht den gleichen Status hätten, bei der Finanzierung 
des Mechanismus des Rückkehrtarifs auf genau die glei­
che Weise behandelt. Die französischen Behörden weisen 
somit den Einsatz staatlicher Mittel mit der Begründung 
zurück, dass sich EDF an der Finanzierung des Mecha­
nismus beteilige. 

(97) Zur Beeinträchtigung des Handels und des Wettbewerbs 
weisen die französischen Behörden darauf hin, dass es 
der Kommission obliege nachzuweisen, dass der Wett­
bewerb tatsächlich beeinträchtigt wird, und dass sie dabei 
Unternehmen betrachten müsse, die in genau der glei­
chen tatsächlichen und rechtlichen Lage seien. In jedem 
Fall werde durch den Rückkehrtarif kein seit langem be­
stehender Zustand geändert, der bewirke, dass die Unter­
nehmen auf dem französischen Markt von der Wett­
bewerbsfähigkeit des im Wesentlichen aus Kernkraftwer­
ken bestehenden Kraftwerksparks profitieren würden. 

VI. WÜRDIGUNG DER MASSNAHMEN — VORLIEGEN 
EINER STAATLICHEN BEIHILFE 

(98) Artikel 107 Absatz 1 AEUV lautet: „Soweit in diesem 
Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche 
oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich 
welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Un­
ternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb ver­
fälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnen­
markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mit­
gliedstaaten beeinträchtigen.“ 

(99) Eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz 
1 AEUV liegt vor, wenn bestimmten Unternehmen oder 
Produktionszweigen durch eine Maßnahme ein Vorteil 
verschafft wird, wenn diese Maßnahme selektiv ist, 
wenn sie aus staatlichen Mitteln finanziert wird und 
wenn sie den Wettbewerb und den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten beeinträchtigt oder zu beeinträchtigen 
droht. 

(100) Die Kommission hat das Vorliegen eines Beihilfeelements 
im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV zugunsten der 
Nichthaushaltskunden gewürdigt, für die eines der beiden 
verfahrensgegenständlichen Tarifsysteme gilt. Bei den 
Standardtarifen beschränkte die Kommission ihre Prüfung 
auf den Zeitraum nach dem 1. Juli 2004, dem Zeitpunkt 
der Liberalisierung des Strommarktes. Denn zu diesem 
Zeitpunkt konnten in Anwendung der Richtlinie 
2003/54/EG alle Nichthaushaltskunden ihren Strom­
anbieter frei wählen. Zuvor war dies nur einer kleinen 
Minderheit von Unternehmen möglich. 

Selektivität 

(101) Um nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV als selektiv ange­
sehen zu werden, muss eine Beihilfe bestimmte Unter­
nehmen oder Produktionszweige begünstigen, was sie 
von allgemeinen, für alle Wirtschaftszweige geltenden 
Maßnahmen unterscheidet. 

(102) Die Kommission stellte fest, dass aus der Tatsache, dass 
die Standard- und Rückkehrtarife im Prinzip für alle 
Strom verbrauchenden Unternehmen gelten, nicht ge­
schlossen werden kann, dass es sich um allgemeine Maß­
nahmen handelt. Denn um als allgemein eingestuft zu 
werden, müssen die in Rede stehenden Maßnahmen für 
alle und nicht nur für die Strom verbrauchenden Unter­
nehmen gelten, von denen einige diese Energieform be­
vorzugen, während andere Unternehmen andere Energie­
träger einsetzen. 

(103) Die in Rede stehenden tariflichen Maßnahmen sind nun 
aber insofern selektiv, als sie die Strom verbrauchenden 
Unternehmen gegenüber denen begünstigen, die fossile 
Energieträger wie Kohle, Erdöl und aus Erdöl gewonnene 
Kraftstoffe oder, in gewissem Maße, Gas nutzen, un­
abhängig davon, ob dessen Preis ebenfalls reguliert ist 
oder nicht. Im Übrigen begünstigen derartige Tarifmaß­
nahmen de facto die Unternehmen mit dem höchsten 
Stromverbrauch, da der Vorteil, der ihnen verschafft wird, 
zwangsläufig mit dem Stromverbrauch wächst. 

(104) Eine Selektivität unter den Strom verbrauchenden Unter­
nehmen liegt zudem aufgrund der Regeln zur Festlegung 
der Unternehmensgruppen vor, die die regulierten Tarife 
in Anspruch nehmen können oder nicht. Die in Arti­
kel 66 des Gesetzes Nr. 2005-781 vom 13. Juli 2005 
vorgesehene Unumkehrbarkeit der Entscheidung für den 
Markt beinhaltet ein ganz offensichtliches Selektivitätsele­
ment, denn Unternehmen, die sich für den Wechsel auf 
den freien Markt entschieden haben, bleiben die Stan­
dardtarife verwehrt. Darüber hinaus hat die Anwendung 
der Kriterien, die die Zeitpunkte darstellen, zu denen vom 
Recht auf freie Anbieterwahl Gebrauch gemacht wurde 
oder zu denen die Anträge auf Versorgung nach einem 
Tarifsystem gestellt wurden, zur Folge, dass die Tarife nur 
bestimmten Unternehmen gewährt, anderen Unterneh­
men dagegen vorenthalten werden. 

(105) Angesichts der vorstehenden Ausführungen gelangt die 
Kommission zu dem Schluss, dass die gelben und grünen 
Standardtarife und die Rückkehrtarife insofern einen se­
lektiven Charakter nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV auf­
weisen, als sie nur für Strom verbrauchende Unterneh­
men gelten, auch wenn sie von einer Vielzahl von Un­
ternehmen, die mehr als 400 000 Verbrauchsstätten in 
Frankreich betreiben, in Anspruch genommen werden. 
Denn weder die große Zahl der begünstigten Unterneh­
men noch die Vielfalt der Wirtschaftszweige, denen diese 
Unternehmen angehören, lassen darauf schließen, dass 
eine staatliche Maßnahme als allgemeine Maßnahme an­
zusehen ist. 

(106) Die Anwendung auf sehr große Bereiche der Wirtschafts­
zweige, denen die Tarife gewährt wurden und werden, ist 
im Zusammenhang mit der Würdigung der Vereinbarkeit 
der Tarif mit dem Binnenmarkt und nicht in der Phase 
der Würdigung der Selektivität zu untersuchen. 

Wirtschaftlicher Vorteil 

(107) Ein wirtschaftlicher Vorteil im Sinne von Artikel 107 
Absatz 1 AEUV liegt vor, wenn ein Unternehmen durch 
eine staatliche Maßnahme von Kosten entlastet wird, die 
es ohne die Maßnahme normalerweise tragen müsste. Die
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Lieferung von Energie zu Vorzugsbedingungen aufgrund 
einzelstaatlicher Rechtsvorschriften fällt in den Anwen­
dungsbereich dieses Artikels, weil die Bezahlung der 
Energieversorgung ganz eindeutig zu den laufenden Kos­
ten eines Unternehmens gehört. Daher ist zu prüfen, ob 
durch die in Rede stehenden Maßnahmen eine Verringe­
rung dieser Kosten bewirkt wird. 

Vergleich mit der Bezugsgröße der Marktpreise 

(108) Die Kommission hat geprüft, ob sich die Begünstigten 
durch die Standard- und Rückkehrtarife günstiger mit 
Strom versorgen konnten als zu dem Tarif, der ohne 
sie gegolten hätte, d. h. zu den Marktpreisen. Wie im 
Übrigen der Ministerialerlass vom 22. Dezember 2008 
zu bestätigen scheint, hätte der Preis des Stroms, der 
auf dem freien Markt an eine große oder mittlere Ver­
brauchsstätte geliefert worden wäre, ohne den Rückkehr­
tarif weitgehend einer Kombination der auf dem Groß­
handelsmarkt festgestellten Preise für Grund- und Spit­
zenlastfutures entsprochen, wobei diese Kombination 
vom Verbrauchsprofil der betreffenden Verbrauchsstätte 
abhängig gewesen wäre. 

(109) Die Standardtarife wurden von 2006 an regelmäßig an­
gepasst, wie Tabelle 1 zeigt. Zwischen Januar 2004 und 
Januar 2012 stiegen die gelben Standardtarife um 21 % 
und die grünen Tarife um 23,8 %. Diese Steigerungen 
ermöglichten es dennoch nicht, die Deckung der Erzeu­
gungskosten durch den Energieanteil der Standardtarife 
zu gewährleisten. Denn der Vergleich der Daten in Ta­
belle 2 mit den in den Erwägungsgründen 43 bis 45 
beschriebenen Marktpreisen ergibt, dass der Energieanteil 
der gelben und grünen Standardtarife seit 2004 systema­
tisch um mindestens 25 % unter den auf den Märkten 
festgestellten Preisen liegt. 

(110) Die gelben und grünen Rückkehrtarife stiegen während 
ihrer Gültigkeitsdauer von 2007 bis 2011 um 13 % bzw. 
16 %. Die Prüfung des Energieanteils der grünen Rück­
kehrtarife durch Schätzung anhand der Bezugsgröße der 
Marktpreise ergibt das Vorliegen eines Vorteils von min­
destens 9 % in jedem Jahr des Betrachtungszeitraums. Für 
die gelben Rückkehrtarife ergibt der Vergleich mit den 
Grundlast-Lieferpreisen einen jährlichen Vorteil, der je­
doch nicht systematisch ist. Sie lagen im Betrachtungs­
zeitraum um durchschnittlich 13 % unter den Marktprei­
sen. Im Übrigen betreffen die gelben Tarife mittlere Un­
ternehmen, die einen höheren Spitzenlastverbrauch ha­
ben können, so dass ein Vergleich anhand von Grund­
lastverträgen zu niedrige Werte ergeben würde. 

(111) Daraus folgt, dass den begünstigten Unternehmen durch 
die Anwendung der in Rede stehenden Tarife während 
des Geltungszeitraums bei den Standardtarifen und den 
grünen Rückkehrtarifen jedes Jahr systematisch bzw. bei 
den gelben Rückkehrtarifen durchschnittlich ein wirt­
schaftlicher Vorteil verschafft wurde, den sie zu markt­
üblichen Bedingungen nicht erhalten hätten. 

Bewertung der Situation durch den Regulierer (CRE) und die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (Conseil d'Etat) 

(112) Die Ergebnisse des Vergleichs mit den Marktpreisen, die 
das Vorliegen eines wirtschaftlichen Vorteils beweisen, 
werden durch die Stellungnahme der CRE zum Entwurf 

des Erlasses vom 10. August 2006 über die Strompreise 
untermauert. In dieser Stellungnahme teilte die CRE mit, 
dass der Energieanteil der Standardtarife nicht immer die 
tatsächlichen Energiekosten widerspiegle und insbeson­
dere bei bestimmten Kunden, für welche die grünen 
und gelben Tarife gelten würden, marginal oder sogar 
negativ sei ( 1 ). 

(113) Zudem teilte die CRE in ihrer Stellungnahme vom 23. Juli 
2009 zum Entwurf des Dekrets über die regulierten 
Stromtarife mit, dass die Nichtberücksichtigung der 
TURPE (Kosten für die Strombeförderung und die Nut­
zung des Netzes) in den regulierten Stromtarifen bis dato 
automatisch zu Kostenunterdeckungen geführt habe, d. h. 
zu Situationen, in denen der Energieanteil eines Tarifs, 
der erhalten wird, indem man die geltenden TURPE 
und die Vermarktungskosten von diesen integrierten Ta­
rifen abzieht, erheblich geringer sei als der Erzeugungs­
anteil, mit dem die Erzeugungskosten gedeckt werden 
könnten. 

(114) So teilt die CRE in ihrer Stellungnahme vom 10. August 
2009 über die Stromtarife mit, dass mit den seit August 
2008 geltenden Tarifen bei 220 000 Verbrauchsstätten, 
von denen ein Teil die gelben oder grünen Tarife nutzt 
und die einen Verbrauch von 2 200 GWh darstellen, mit 
einem impliziten Energieanteil von weniger als 20 EUR/ 
MWh eine starke Kostenunterdeckung vorliegt. Bei den 
Verbrauchsstätten, die hauptsächlich im Sommer Strom 
verbrauchen und von denen alle die gelben und grünen 
Tarife nutzen, liegt bei 22 000 Verbrauchsstätten (Ver­
brauch 1 200 GWh) eine starke Kostenunterdeckung 
vor; bei 7 500 Verbrauchsstätten ist der Energieanteil 
negativ. 

(115) Durch die Tarifänderung im August 2009 konnten die 
starken Unterdeckungen zahlen- und volumenmäßig um 
82 % gesenkt werden, so dass nur noch 1 500 Ver­
brauchsstätten eine starke Kostenunterdeckung aufweisen. 
Durch die Tarifänderung im August 2010 konnten die 
starken Kostenunterdeckungen fast vollständig aus­
gemerzt werden; betroffen waren nur noch 300 Ver­
brauchsstätten. 

(116) Die Berechnungen der CRE zeigen das Vorliegen eines 
ganz erheblichen Wettbewerbsvorteils für die Unterneh­
men auf, die Tarife mit möglichen Versorgungsunterbre­
chungen oder Sommertarife nutzen. Keine der Ver­
brauchsstätten, die die gelben und grünen Tarifen nutzen, 
bei denen der Energieanteil unter 20 EUR/MWh liegt, 
wäre ganz offensichtlich in der Lage, unter marktüblichen 
Bedingungen einen gleichwertigen Tarif zu erhalten. Dies 
zeigt nochmals, dass die Standardtarife einen Vorteil für 
eine beträchtliche Zahl von Unternehmen darstellen kön­
nen. 

(117) Nach der von Poweo eingereichten Klage auf Nichterklä­
rung des Erlasses vom 12. August 2008 über den Strom­
preis erkannte der Conseil d'Etat in seiner Entscheidung 
vom 1. Juli 2010, dass die auf dem Erlass vom
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13. August 2007 beruhenden gelben und grünen Tarife 
nicht ausreichten, um die durchschnittlichen Gesamtkos­
ten von EDF zu decken, und gab den zuständigen Mi­
nistern auf, einen neuen Erlass zu verabschieden. 

(118) Die französischen Behörden machen geltend, dass die 
etwaige Differenz zwischen der Höhe der regulierten Ta­
rife und den an den Strombörsen, insbesondere Power­
next, festgestellten Preisen ganz eindeutig konjunktur­
abhängig sei. Aus den einzelnen Stellungnahmen der 
CRE zu den regulierten Tarifen für die Jahre nach der 
Einleitung des Verfahrens durch die Kommission geht 
hervor, dass dem nicht so war. 

(119) Frankreich ergänzt, dass der Verweis auf die Preise der 
Strombörsen irrelevant sei, da die Unternehmen den 
überwiegenden Anteil des Stroms außerbörslich beziehen 
würden und die an der Börse Powernext festgestellten 
Preise nicht durch wirtschaftliche Grundlagen gerechtfer­
tigt seien, die die tatsächlichen Transaktionen zwischen 
Stromkäufern und -erzeugern bestimmen würden. Die 
Kommission stellt im Gegenteil fest, dass die Anbieter 
bei der Gestaltung ihrer Angebote zu Marktpreisen die 
Strompreise von Powernext zugrunde legen. 

Auf den Entscheidungen der Kunden auf dem Markt beruhende 
Beweise 

(120) Die Tatsache, dass sich eine große Mehrheit der zugelas­
senen Kunden entschieden hat, die Standardtarife bei­
zubehalten oder die grünen und gelben Rückkehrtarife 
in Anspruch zu nehmen, ist von entscheidender Bedeu­
tung. So teilte die CRE mit, dass am 30. Juni 2011, als 
der Rückkehrtarif abgeschafft wurde, von insgesamt 
4 907 000 Nichthaushaltskunden 4 202 000 zum Stan­
dardtarif und 7 220 zum Rückkehrtarif Strom bezogen. 
Bezogen auf den Jahresverbrauch machten die Standard­
tarife 161 TWh (d. h. 54,6 % des Verbrauchs der Nicht­
haushaltskunden) und der Rückkehrtarif 75 TWh 
(25,4 %) aus. Vier Jahre nach der Öffnung des gesamten 
Marktes für den Wettbewerb beträgt somit der Markt­
anteil der Angebote zum frei ausgehandelten Tarif gerade 
einmal 20 %. 

(121) Diese Analyse wird durch die von den alternativen An­
bietern in ihren Stellungnahmen übermittelten Zahlen 
bestätigt. So teilte Electrabel mit, dass sich 90,4 % ihrer 
Kunden, die zuvor auf dem freien Markt Strom bezogen, 
entschiedenen hätten, den Rückkehrtarif in Anspruch zu 
nehmen. Nach Angaben von Electrabel hat der Vorteil für 
den Kunden über die gesamte Gültigkeitsdauer des Rück­
kehrtarifs durchschnittlich 11 EUR je MWh betragen. Das 
Unternehmen Poweo teilt mit, dass ihm aufgrund seiner 
Beschaffungs- und Vermarktungskosten im Jahr 2007 ein 
Verlust von durchschnittlich 33 bis 34 EUR/MWh bei 
einem Kunden mit dem gelben Tarif und von durch­
schnittlich 26,6 EUR/MWh bei einem Kunden mit dem 
grünen Tarif entstanden sei. 

(122) Angesichts der vorstehenden Ausführungen stellt die 
Kommission fest, dass bei den Kunden, die die Standard­
tarife und die grünen und gelben Rückkehrtarife nutzen, 
ein wirtschaftlicher Vorteil vorliegt. 

Zurechenbarkeit zum Staat, Einsatz staatlicher Mittel 

(123) Im Hinblick auf die Anwendung von Artikel 107 Absatz 
1 AEUV muss festgestellt werden, ob bei den Maßnah­
men staatliche Mittel zugunsten der Begünstigten einge­

setzt werden und ob dies, vor allem wenn es sich um 
Mittel öffentlicher Unternehmen handelt, aufgrund von 
Entscheidungen geschieht, die vom Staat getroffen wur­
den oder dem Staat zurechenbar sind. 

(124) Im vorliegenden Fall ist die Zurechenbarkeit zum Staat 
offensichtlich, weil sowohl der Mechanismus der Stan­
dardtarife als auch der der Rückkehrtarife mit Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften eingeführt wurden, die 
vom französischen Staat erlassen worden sind. Zudem 
wird die Höhe der Tarife für jede der Tarifkategorien 
per Ministerialerlass festgelegt. Es handelt sich dem­
zufolge um staatliche Beschlüsse, auf welche die für die 
Umsetzung zuständigen Unternehmen keinen Einfluss 
haben. 

Zu den Standardtarifen 

(125) Die Standardtarife werden aus den Mitteln von EDF und 
der lokalen Verteilerunternehmen finanziert, die ihren 
Kunden Strom zu einem Preis verkaufen, der unter 
dem Preis liegt, der sich bei freiem Spiel der Marktkräfte 
ergeben hätte. Zu prüfen ist, ob ihre Mittel als staatliche 
Mittel angesehen werden können. 

(126) Der Staat hält den größten Anteil des Kapitals von EDF. 
Mit Stand vom 31. Dezember 2010 gehörten ihm 
84,48 %. EDF wird demzufolge vom Staat kontrolliert. 
Es handelt sich um ein öffentliches Unternehmen, und 
seine Mittel sind daher staatliche Mittel. Wenn ein Ver­
braucher, der den Tarif nutzt, von EDF beliefert wird, ist 
EDF aufgrund der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
des Staates verpflichtet, Strom zu einem Preis zu liefern, 
der unter dem Preis liegt, der auf dem Markt gelten 
würde, womit staatlich kontrollierte Mittel von EDF ein­
gesetzt werden. 

(127) Unter den nicht angefochtenen Punkten der Einleitungs­
entscheidung wird angegeben, dass es insgesamt 168 lo­
kale Verteilerunternehmen gibt. 144 von ihnen sind Re­
giebetriebe (régies) oder gemischtwirtschaftliche Gesell­
schaften (sociétés d'économie mixte). Regiebetriebe sind öf­
fentlich-rechtliche Einrichtungen, die vollständig von Ge­
bietskörperschaften (beispielsweise Gemeindeverwaltun­
gen) kontrolliert werden. Gemischtwirtschaftliche Gesell­
schaften sind Aktiengesellschaften, an deren Kapital der 
Staat eine Mehrheitsbeteiligung hält, so dass ihre Mittel 
staatliche Mittel sind. Diese lokalen Verteilerunternehmen 
werden somit direkt vom Staat kontrolliert. Eines der 
lokalen Verteilerunternehmen ist ein EPIC (Etablissement 
Public à caractère Industriel et Commercial, öffentliches In­
dustrie- und Handelsunternehmen). Die EPIC sind öffent­
lich-rechtliche Einrichtungen, die vollständig im Staats­
besitz sind, so dass ihre Mittel staatliche Mittel sind. 

(128) Andere lokale Verteilerunternehmen wie Electricité de 
Strasbourg sind Aktiengesellschaften, an denen EDF und/ 
oder kommunale Behörden gemeinsam eine Mehrheits­
beteiligung halten. Diese Gesellschaften werden somit 
ebenfalls vom Staat kontrolliert. 

(129) Eine kleine Minderheit der lokalen Verteilerunternehmen 
schließlich (20 von 168) ist als Genossenschaft (coopéra­
tive) oder landwirtschaftliche Elektrizitätsgesellschaft von 
allgemeinem Interesse (société d'intérêt collectif agricole 
d'électricité) organisiert; bei diesen Formen ist es schwieri­
ger festzustellen, ob der Staat die Kontrolle ausübt.
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(130) In Anbetracht dessen, dass EDF allein den Löwenanteil 
(rund 95 %) der von den Standardtarifen betroffenen 
Stromgesamtmenge liefert und eine sehr große Mehrheit 
der übrigen Verteilerunternehmen ebenfalls vom Staat 
kontrolliert wird, stellt die Kommission fest, dass darauf 
geschlossen werden kann, dass es sich bei den betroffe­
nen Summen zumindest fast vollständig um staatliche 
Mittel handelt. 

(131) Die lokalen Verteilerunternehmen beziehen den Strom, 
den sie zu Standardtarifen liefern, meistens bei EDF 
über ein ebenfalls staatlich reguliertes System der „Tarife 
für die Abgabe von Strom an nicht-staatliche Verteiler“ 
(tarifs de cession de l'électricité aux distributeurs non nationa­
lisés). Aufgrund dieses Systems ist EDF verpflichtet, an die 
lokalen Verteilerunternehmen die Strommenge, die diese 
benötigen, um ihren Lieferverpflichtungen im Rahmen 
der Standardtarife nachzukommen, zu einem Preis zu 
liefern, der es ihnen ermöglicht, den Strom ohne Verluste 
zum Standardtarif zu verkaufen. Die Tarife, die sie anbie­
ten, werden somit aus Mitteln von EDF finanziert. Die 
Kommission vertritt die Auffassung, dass letzten Endes 
alle am System der Standardtarife beteiligten Mittel aus 
öffentlichen Unternehmen kommen. 

(132) Die Kommission schließt sich der Ansicht der französi­
schen Behörden nicht an, dass die Rückkehrtarife keine 
Verwendung von Haushalts- oder Steuermitteln beinhal­
teten und EDF nicht daran gehindert hätten, positive 
Gewinne zu erwirtschaften und dass die Standard- und 
Rückkehrtarife (die direkt auf den Standardtarifen beru­
hen), die die Grundlagen des Strommarktes und die Kos­
ten des Kraftwerksparks von EDF widerspiegelten, einen 
angemessen hohen Stromverkaufspreis darstellen würden 
und daher nicht als Gewinneinbuße für EDF betrachtet 
werden könnten. Es ist offenkundig, dass sich die Preise 
von EDF gegenüber den Kunden, die diese Tarife nutzen, 
ohne die Standardtarife an die seit 2004 auf dem Markt 
beobachteten höheren Preise angeglichen hätten, so dass 
die Gewinneinbußen von EDF und die der lokalen Ver­
teilerunternehmen entgangene Einnahmen des französi­
schen Staates oder der Behörden, über die die Kontrolle 
ausgeübt wird, darstellen. 

(133) Die Standardtarife werden somit aus staatlichen Mitteln 
finanziert und sind dem Staat zurechenbar. 

Zu den Rückkehrtarifen 

(134) Wie in den Erwägungsgründen 35 und 36 ausgeführt, 
werden die Rückkehrtarife über zwei vom Staat auferlegte 
Abgaben finanziert. 

(135) In Anwendung der ständigen Praxis der Kommission ( 1 ), 
mit der sie der einschlägigen Rechtsprechung des Ge­
richtshofs folgt ( 2 ), stellen Einnahmen aus dieser Art 
von Abgaben staatliche Mittel dar, wenn die folgenden 
drei kumulativen Bedingungen erfüllt sind: 

a) die Abgaben müssen vom Staat auferlegt worden sein, 
was hier der Fall ist, da die beiden Abgaben mit dem 
Gesetz Nr. 2000-108 auferlegt wurden; 

b) die Einnahmen aus den Abgaben müssen an eine vom 
Staat benannte Körperschaft gezahlt werden; im vor­
liegenden Fall handelt es sich um die Caisse des dépôts 
et consignations; 

c) die Einnahmen aus den Abgaben müssen zugunsten 
bestimmter Unternehmen nach vom Staat vorgege­
benen Regeln verwendet werden, was hier ebenfalls 
zutrifft, da die Einnahmen aus den Abgaben in An­
wendung des Gesetzes Nr. 2000-108 letzten Endes 
zugunsten der vom Staat festgelegten Verbraucher­
gruppen in einem ebenfalls von ihm festgelegten 
Maße verwendet werden. 

(136) Nach der Rechtsprechung Preussen Elektra, auf die sich die 
französischen Behörden berufen, musste die Kommission 
in ihrer Entscheidungspraxis im Bereich der Strompreise 
das Vorliegen von staatlich auferlegten Abgaben in staat­
lich vorgegebener Höhe prüfen, mit denen die Einfüh­
rung dieser Tarife finanziert wurde. Je nachdem, ob die 
Mittel über eine staatliche Kontrollstelle flossen oder 
nicht, konnte die Kommission in einigen Fällen auf das 
Vorliegen staatlicher Mittel im Sinne von Artikel 107 
Absatz 1 AEUV ( 3 ) oder im Gegenteil auf das Nichtvor­
liegen solcher Mittel schließen, weil die betreffenden 
Summen weder über einen eingerichteten Fonds flossen 
noch vom Staat verwaltet wurden ( 4 ). 

(137) Im vorliegenden Fall vertritt die Kommission jedoch an­
gesichts ihrer bisherigen Entscheidungspraxis die Auffas­
sung, dass der Mechanismus der Rückkehrtarife, dessen 
Regeln vom Staat vorgegeben wurden, eng mit der Ver­
wendung staatlicher Mittel verknüpft ist. Der CSPE kann 
im Grunde einer vom Staat festgelegten Steuer gleichge­
setzt werden, die unter der Kontrolle des Regulierers über 
die Caisse des dépôts et consignations, eine öffentliche Ein­
richtung, fließt. 

(138) Die Rückkehrtarife werden demzufolge aus staatlichen 
Mitteln finanziert. 

Verfälschung des Wettbewerbs und Beeinträchtigung des Han­
dels zwischen Mitgliedstaaten 

(139) Bei den Standard- und Rückkehrtarifen handelt es sich 
um Beihilferegelungen, die für alle Wirtschaftszweige in 
Frankreich gelten, sofern sie Strom verbrauchen. Tau­
sende von Unternehmen aus Industrie- und Dienstleis­
tungssektoren, die diese Tarife in Anspruch nehmen, 
sind auf vollständig liberalisierten Märkten innerhalb
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( 1 ) Siehe beispielsweise die Entscheidung der Kommission im Fall N 
161/04 — Verlorene Kosten in Portugal (ABl. C 250 vom 
8.10.2005, S. 9) oder unlängst den Beschluss der Kommission in 
der Sache C 24/09 (ex N 446/08), Staatliche Beihilfe für energie­
intensive Unternehmen, Ökostromgesetz, Österreich (ABl. L 235 
vom 10.9.2011, S. 42). 

( 2 ) EuGH 2. Juli 1974, Italien/Kommission (Rechtssache 173/73, Slg. 
1974 S. 709) und EuGH 22. März 1977, Steinike/Bundesrepublik 
Deutschland (Rechtssache 78-76, Slg. 1977 S. 595). 

( 3 ) Entscheidungen der Kommission vom 15. Januar 2002 in der Sache 
N 826/01, Irland — Alternative Energy Requirements I to IV und in 
der Sache N 553/01, Renewable Energy (ABl. C 59 vom 6.3.2002). 

( 4 ) Entscheidung vom 27. Februar 2002 in der Sache N 661/99, Ver­
einigtes Königreich — Competitive Transition Charge (ABl. C 45 
vom 19.2.2002). Die durch die Verpflichtung zur Abnahme von 
Strom aus erneuerbaren Energiequellen bedingten Mehrkosten wur­
den durch eine Abgabe namens „Competitive Transition Charge“ 
finanziert, die von den Verbrauchern im Verhältnis zu ihrem Ver­
brauch gezahlt wurde und deren Höhe vom staatlichen Regulierer 
auf die betrachteten Mehrkosten festgelegt wurde, ohne dass eine 
staatliche Stelle zur Verwaltung der Summen benannt wurde (ABl. 
C 113 vom 14.5.2002).



des Binnenmarkts tätig, auf denen keine ausschließlichen 
Rechte oder Beschränkungen des Handels zwischen Mit­
gliedstaaten gelten. 

(140) Wie bereits in den Entscheidungen über die Einleitung 
und Ausweitung des Verfahrens betont, vertritt die Kom­
mission die Auffassung, dass die Auswirkungen der in 
Rede stehenden Regelungen auf den Wettbewerb und 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten offenkundig sind, 
da in den Wirtschaftszweigen, in denen die diese Tarife 
nutzenden Kunden tätig sind, Handel zwischen Mitglied­
staaten betrieben wird. 

Schlussfolgerung zum Vorliegen einer staatlichen Beihilfe 

(141) Die Kommission gelangt zu dem Schluss, dass es sich bei 
den grünen und gelben Standardtarifen und den grünen 
und gelben Rückkehrtarifen um staatliche Beihilfen im 
Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV für die diese 
Tarife in Anspruch nehmenden Wirtschaftsteilnehmer 
handelt. 

VII. RECHTMÄSSIGKEIT UND EINSTUFUNG ALS NEUE 
BEIHILFE 

(142) Keines der beiden verfahrensgegenständlichen Tarifsys­
teme wurde gemäß Artikel 108 Absatz 3 AEUV vor 
seiner Einführung bei der Kommission angemeldet. 

(143) Obwohl die regulierten Standardtarife 1945 — und so­
mit vor dem EG-Vertrag — gleichzeitig mit der Grün­
dung von EDF eingeführt wurden und während des ge­
samten Zeitraums des Strommonopols in Frankreich gal­
ten, handelt es sich dennoch um neue Beihilfen und nicht 
um bestehende Beihilfen aus der Zeit vor den Verträgen. 
Denn die spezifischen Beschlüsse zur Änderung der ab­
soluten und relativen Höhe der Standardtarife in Bezug 
auf andere Tarife werden jährlich gefasst. Zudem weisen 
die jährlichen Beschlüsse zur Festsetzung ihrer Höhe ei­
nen gewissen Ermessenscharakter auf und werden nicht 
in Anwendung von Regeln, die vor dem EG-Vertrag gal­
ten, gefasst. Denn obwohl die in Erwägungsgrund 21 
dargelegten allgemeinen Grundsätze zur Festsetzung der 
regulierten Tarife in Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
verankert sind, die in jedem Fall nach Inkrafttreten des 
EG-Vertrags erlassen wurden, zeigen die in den Erwä­
gungsgründen 112 bis 114 genannten Stellungnahmen 
der CRE sehr wohl, dass die jährlichen Beschlüsse zur 
Festsetzung der Höhe der Tarife nicht unbedingt einer 
Logik zur Deckung der Stromlieferkosten folgten. 

(144) Die beiden verfahrensgegenständlichen Tarifsysteme wur­
den unangemeldet eingeführt und sind demzufolge 
rechtswidrig. 

VIII. WÜRDIGUNG DER MASSNAHMEN — VEREINBAR­
KEIT DER BEIHILFE 

(145) Die Kommission stellte in ihrer Entscheidung über die 
Einleitung des Verfahrens fest, dass Absatz 2 und Absatz 
3 Buchstaben a, b und d von Artikel 107 AEUV im 
vorliegenden Fall nicht greifen. 

(146) Die Kommission vertrat zudem weiterhin die Auffassung, 
dass Artikel 106 Absatz 2 AEUV über Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse entgegen den 
Behauptungen einiger Beteiligter nicht anwendbar ist. 
Denn nach Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2009/72/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 
2009 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts­
binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 
2003/54/EG ( 1 ) sind etwaige Dienstleistungen von all­
gemeinem wirtschaftlichem Interesse auf Elektrizitäts­
unternehmen beschränkt. Im vorliegenden Fall sind die 
Beihilfeempfänger nicht die Elektrizitätsunternehmen, 
sondern deren Kunden, die keine Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen. 

(147) Die einzige Grundlage für die Vereinbarkeit der in Rede 
stehenden Beihilfen mit dem Binnenmarkt könnte Arti­
kel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV sein, der vorsieht: 
„Als mit dem Binnenmarkt vereinbar können angesehen 
werden: […] Beihilfen zur Förderung der Entwicklung 
gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, so­
weit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise 
verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft 
[…]“. 

(148) In ihren Entscheidungen über die Einleitung und Auswei­
tung des Verfahrens stellte die Kommission fest, dass die 
in Rede stehenden Beihilfen angesichts der Leitlinien und 
Gemeinschaftsrahmen über die Anwendung von Arti­
kel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV nicht genehmigt 
werden konnten. Die hier untersuchten Beihilfemaßnah­
men betreffen regulierte Tarife, die in der bisherigen Ent­
scheidungspraxis der Kommission beispiellos sind. Sie 
gelten für Tausende von Unternehmen und sind staatli­
chen Beihilfen in einem bislang einzigartigen Ausmaß 
gleichzusetzen, die mit den aus der bisherigen Entschei­
dungspraxis abgeleiteten oder in spezifischen Instrumen­
ten oder Rahmenregelungen konsolidierten Regeln nicht 
zu fassen sind. In Bereichen, die nicht unter die einzelnen 
Instrumente zur Regelung der Würdigung der Vereinbar­
keit der Beihilfen fallen, kann allerdings nicht aus­
geschlossen werden, dass eine Beihilfe die Voraussetzun­
gen von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV erfüllt. 

(149) Unter diesen Umständen ist — im Übrigen angesichts der 
von Frankreich im Zuge dieses Verfahrens gemachten 
Zusagen — zu prüfen, ob die verfahrensgegenständlichen 
staatlichen Beihilfen einem Ziel von gemeinsamem Inte­
resse dienen, ob sie notwendig sind, um ein Marktver­
sagen zu beheben, und ob sie diesem Zweck angemessen 
sind und die Handelsbedingungen nicht in einer dem 
gemeinsamen Interesse zuwiderlaufenden Weise ver­
ändern.
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( 1 ) ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 55. Artikel 3 Absatz 2 lautet: „Die 
Mitgliedstaaten können unter uneingeschränkter Beachtung der ein­
schlägigen Bestimmungen des Vertrags, insbesondere des Artikels 86, 
den Elektrizitätsunternehmen im allgemeinen wirtschaftlichen Inte­
resse Verpflichtungen auferlegen, die sich auf Sicherheit, einschließ­
lich Versorgungssicherheit, Regelmäßigkeit, Qualität und Preis der 
Versorgung sowie Umweltschutz, einschließlich Energieeffizienz, 
Energie aus erneuerbaren Quellen und Klimaschutz, beziehen kön­
nen. Solche Verpflichtungen müssen klar festgelegt, transparent, 
nichtdiskriminierend und überprüfbar sein und den gleichberechtig­
ten Zugang von Elektrizitätsunternehmen der Gemeinschaft zu den 
nationalen Verbrauchern sicherstellen.“



Ziel von gemeinsamem Interesse 

(150) Die Vollendung der Liberalisierung der Strommärkte ist 
ein Ziel von gemeinsamem Interesse, das von den Ein­
richtungen der Union in ihren jeweiligen Tätigkeiten und 
Zuständigkeiten unterstrichen wurde. 

(151) Die Kommission erkannte auf der Grundlage von Arti­
kel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV die Rechtmäßigkeit 
zeitlich beschränkter staatlicher Beihilfen an, mit denen 
eine tatsächliche Vollendung der Liberalisierung des 
Strommarktes bezweckt oder bewirkt wird, wenn dies 
durch die Marktkräfte allein nicht erreicht werden kann, 
und dies auch dann, wenn diese Maßnahmen etablierte 
Betreiber betreffen, die auf ihrem nationalen Markt eine 
privilegierte Stellung genießen ( 1 ). Zu prüfen ist daher, ob 
die in Rede stehenden Beihilfen zur Vollendung der Li­
beralisierung, deren Endempfänger die Stromverbraucher 
sein müssen, beitragen können. 

(152) Die französischen Behörden sagten am 12. Januar 2012 
zu, die regulierten Tarife 2015 abzuschaffen, während die 
Rückkehrtarife bereits im Juli 2011 abgeschafft wurden. 
Aufgrund ihrer nunmehr zeitlichen Beschränkung und 
des Übergangscharakters kann die staatliche Beihilfe ei­
nen schrittweisen Übergang zu einem wirklich wett­
bewerbsorientierten Markt unter Bedingungen, die ange­
sichts der in Frankreich vor der Liberalisierung vorherr­
schenden Situation annehmbar sind, erleichtern und zu 
einem Ziel von gemeinsamem Interesse beitragen. 

Marktversagen: Notwendigkeit der Beihilfe 

(153) Die regulierten Tarife wurden während des gesamten 
Zeitraums des Monopols auf die Erzeugung, Beförderung 
und Verteilung von Strom in Frankreich angewandt. Die 
bestehenden und nach der vollständigen Liberalisierung 
des Strommarktes am 1. Januar 2004 für gewerbliche 

Kunden und am 1. Januar 2007 für alle Kunden beibe­
haltenen Tarife dienten dem Schutz der Verbraucher, die 
mit der beherrschenden Stellung eines einzigen Anbieters 
konfrontiert waren. Auch wenn sie ein nach und nach 
abgeschafftes Erbe aus der Monopolzeit von EDF in 
Frankreich sind, wird mit den regulierten Tarifen von 
ihrer Struktur und Höhe her das Ziel verfolgt, zu ver­
meiden, dass ein Betreiber wie EDF, der auch lange Zeit 
nach der Liberalisierung noch einen beträchtlichen Markt­
anteil innehaben kann, durch überhöhte Preise außerge­
wöhnlich hohe Gewinne erwirtschaftet. Dass die franzö­
sischen Behörden einer missbräuchlichen Preisgestaltung 
von EDF vorgebeugt haben, kam den französischen 
Stromverbrauchern zugute. 

(154) Denn aufgrund der in den Erwägungsgründen 48 bis 52 
dargelegten besonderen Struktur des französischen Mark­
tes hatte EDF bei der Liberalisierung ein Quasi-Monopol 
und somit völlige Freiheit, die Einzelhandelspreise auf 
dem französischen Strommarkt festzusetzen. Eine Be­
schränkung der Preisfestsetzungsfreiheit durch die Beibe­
haltung der bis dahin bestehenden regulatorischen Instru­
mente kann aufgrund der Situation und Merkmale des 
französischen Marktes gerechtfertigt sein. 

(155) In Anbetracht des Ausmaßes und der Einzigartigkeit der 
Wettbewerbsvorteile, die diesem Unternehmen aus dem 
Betrieb seines Kernkraftwerksparks erwuchsen und er­
wachsen und die in den Erwägungsgründen 48 bis 50 
ausführlicher dargelegt wurden, hätte man vergeblich da­
rauf gehofft, dass allein aufgrund des Markteintritts neuer 
Anbieter optimale Wettbewerbsbedingungen im Bereich 
der Erbringung von Stromlieferdienstleistungen geschaf­
fen werden. Eine nachträgliche Kontrolle eines möglichen 
missbräuchlichen Preisgebarens allein ohne weitere struk­
turelle Maßnahmen hätte nicht genügt, um ein optimales 
Funktionieren des Marktes, auch durch den Markteintritt 
neuer Wettbewerber, sicherzustellen. Die absolute Freiheit 
bei der Preisgestaltung hätte im Gegenteil zum Fort­
bestand der besonderen Situation von EDF geführt, die 
über ausreichende Finanzmittel verfügt hätte, um ihre 
Wettbewerber von Markt zu drängen oder einen Vorteil 
aufrechtzuerhalten, der es ihr ermöglicht hätte, ihre Pro­
duktionsmittel in Frankreich sowie im Binnenmarkt zu 
steigern und zu diversifizieren. 

(156) Im Übrigen muss dieses Marktversagen auch aus Sicht 
der Beihilfeempfänger geprüft werden. Zahlreiche Unter­
nehmen und insbesondere die größten Verbraucher trafen 
ihre Entscheidungen über Investitionen in Großanlagen 
auf der Grundlage der voraussichtlichen Strompreise in 
Verbindung mit regulierten Tarifen, die im Wesentlichen 
die Durchschnittskosten der Kernkraftwerke widerspiegel­
ten und nicht die schwankenden, vom Preis fossiler 
Brennstoffe oder vom CO 2 -Ausstoß abhängigen Preise, 
die inzwischen einen maßgeblichen Anteil an der Preis­
bildung auf freien Markt haben. Ein abrupter Übergang 
von einem Preissystem zum anderen, der zudem im 
Schnitt eine deutliche Preissteigerung mit sich gebracht 
hätte, hätte somit zahlreiche Unternehmen, deren in 
energieintensive Anlagen investiertes Kapital kurzfristig
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( 1 ) In ihrer Mitteilung von 2001 über die Methode für die Analyse 
staatlicher Beihilfen in Verbindung mit verlorenen Kosten (angenom­
men am 26. Juli 2001 und mit Schreiben SG (2001) D/290869 
vom 6.8.2001 an die Mitgliedstaaten übermittelt) erklärte die Kom­
mission: 
„Der schrittweise Übergang von einer weitgehend eingeschränkten 
Wettbewerbssituation zu einem echten Wettbewerb auf europäischer 
Ebene muss bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Spezifitäten der 
Elektrizitätsindustrie unter annehmbaren wirtschaftlichen Bedingun­
gen erfolgen. […] 
Mit den staatlichen Beihilfen, die den in dieser Mitteilung definierten 
verlorenen Kosten entsprechen, soll der Übergang der Elektrizitäts­
unternehmen zu einem wettbewerbsorientierten Elektrizitätsmarkt 
erleichtert werden. Die Kommission kann die genannten Beihilfen 
insofern positiv beurteilen, als die Wettbewerbsverfälschung durch 
den Beitrag der Beihilfen zur Verwirklichung eines Gemeinschafts­
ziels, das die Marktkräfte nicht erreichen können, ausgeglichen wird. 
Die aufgrund der zur Erleichterung des Übergangs der Elektrizitäts­
unternehmen von einem mehr oder weniger geschlossenen Markt 
auf einen teilweise liberalisierten Markt gewährten Beihilfen entste­
hende Wettbewerbsverfälschung kann dem gemeinsamen Interesse 
gemäß Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe t EG- Vertrag 
nicht zuwiderlaufen, wenn sie zeitlich und in ihren Auswirkungen 
beschränkt ist, da die Liberalisierung des Elektrizitätsmarktes im all­
gemeinen Interesse des Gemeinsamen Marktes liegt und die Schaf­
fung des Binnenmarktes vervollständigt.“



kaum flexibel ist, in Schwierigkeiten gebracht. Ein zeitlich 
klar begrenzter Übergangszeitraum erscheint daher geeig­
net. 

(157) Die auf den verfahrensgegenständlichen Tarifen beru­
hende Beihilfe kann daher in diesem besonderen Fall 
als zur Behebung eines Marktversagens notwendig ange­
sehen werden. Die Vorteile der Angebotsdiversifikation 
im Zusammenhang mit der Reform des Strommarktes 
in Frankreich, der der Tätigkeit der Beihilfeempfänger 
nachgelagert ist, würden eine Anpassung des produktiven 
Kapitals dieser Beihilfeempfänger an Marktpreissignale, 
die durch die beherrschende Stellung von EDF weniger 
stark verfälscht werden, ermöglichen und dadurch die 
Voraussetzungen für die Entwicklung der Wirtschafts­
zweige, in denen sie tätig sind, verbessern und dem 
Ziel von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV gerecht 
werden. 

Verhältnismäßigkeit der Beihilfe 

(158) Auf derselben Rechtsgrundlage können unter bestimmten 
Bedingungen, insbesondere der zeitlichen Befristung, Be­
triebsbeihilfen, die die laufenden Energiekosten der Bei­
hilfeempfänger ohne Gegenleistung oder tatsächlichen 
Anreizeffekt verringern, im Fall der Ermäßigung der auf 
den Energiekosten lasten Steuern als mit dem Binnen­
markt vereinbar angesehen werden, wenn es ohne die 
Beihilfe zu einem erheblichen Anstieg der Produktions­
kosten der betroffenen Wirtschaftszweige kommen wür­
de ( 1 ). 

(159) Sowohl im System der Standardtarife als auch bei den 
Rückkehrtarifen kam es seit dem in diesem Verfahren 
betrachteten Zeitraum fortwährend zu Preissteigerungen, 
auch als die Marktpreise von 2009 an sanken. Wie die in 
den Erwägungsgründen 113 und 114 angeführten Be­
schlüsse der CRE zeigen, hat diese allgemeine Aufwärts­
bewegung der Preise seit 2009 verstärkt dazu geführt, 
dass die Zahl der Verbrauchsstätten, denen in Bezug 
auf die Marktpreise die größten Vorteile verschafft wur­
den, zurückgegangen ist. 

(160) Gemäß dem Briefwechsel vom 15. September 2009 wird 
sich dieser Übergang schrittweise bis 2015 fortsetzen. 
Durch die Zusagen Frankreichs hinsichtlich des Einfrie­
rens des ARENH-Preises in den Jahren 2012 und 2013 
und der Festsetzung dieses Preises gemäß den Parametern 
des Gesetzes Nr. 2010-1488 über die Reform des Strom­
markts einerseits und durch die jährliche Anhebung der 
regulierten Tarife bis 2015 sowie ihre anschließende Ab­
schaffung andererseits kann die Fortführung der Konver­
genz mit den Marktpreisen oder in jedem Fall ihre 
schrittweise Anhebung in einer vernünftigen Perspektive 
gewährleistet werden. 

(161) Ein System, das eine schrittweise und kontinuierliche An­
hebung und anschließend die Abschaffung der Tarife si­
cherstellt, erleichtert den Übergang zu Marktpreisen in 
einem System, dessen Versagen durch eine legislative 
Maßnahme behoben wurde, die das Entstehen eines wirk­
samen Wettbewerbs fördert, in dem Zugang zu Lieferun­
gen des Kraftwerksparks von EDF besteht. Die schritt­

weise sinkende Beihilfe, die es den begünstigten Unter­
nehmen ermöglicht, ihre anhand der Preise der regulier­
ten Tarife dimensionierten Produktionsmittel an die 
neuen Marktbedingungen anzupassen, kann als verhält­
nismäßig angesehen werden. 

(162) Unter diesen Umständen gelangt die Kommission zu dem 
Schluss, dass die auf dem Bestehen der verfahrensgegen­
ständlichen Tarife beruhende Beihilfe verhältnismäßig ist. 

Veränderung der Handelsbedingungen in einer dem gemein­
samem Interesse zuwiderlaufenden Weise 

(163) Die in Rede stehenden Maßnahmen betreffen Hundert­
tausende von Stromverbrauchsstätten und demzufolge 
Tausende von Begünstigten, die zu den Standard- und 
Rückkehrtarifen versorgt werden, vor dem Hintergrund 
des Übergangs zu einem vollständig liberalisierten Markt. 
Obwohl die verfahrensgegenständlichen Beihilfen nach 
Artikel 107 Absatz 1 AEUV insofern selektiv sind, als 
sie den Strom verbrauchenden Unternehmen vorbehalten 
sind, zielen sie nicht auf die Begünstigung bestimmter 
Unternehmen oder Wirtschaftszweige ab. Maßnahmen 
wie die in Rede stehenden, die weniger stark auf be­
stimmte Gruppen von Begünstigten abzielen, wirken 
sich möglicherweise weniger wettbewerbsschädlich aus 
als selektivere Maßnahmen. 

(164) Im Übrigen stellt die Kommission fest, das die im Brief­
wechsel zwischen der Kommission und Frankreich im 
September 2009 und Januar 2012 gestellten Bedingun­
gen erfüllt wurden. Die beiden wichtigsten Punkte, d. h. 
die grundlegende Reformierung des Strommarktes in 
Frankreich, insbesondere mit einem regulierten Zugang 
zu Strom aus bestehenden Kernkraftwerken für die Wett­
bewerber von EDF, und die Abschaffung der grünen und 
gelben regulierten Tarife wurden im Gesetz Nr. 2010- 
1488 festgeschrieben. 

(165) Aus ihrer jüngeren Entscheidungspraxis im Energie­
bereich geht hervor, dass die Kommission auf der Rechts­
grundlage von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV 
bei der Prüfung der Vereinbarkeit der Beihilfe Vorteile im 
Hinblick auf die Verbesserung des Wettbewerbs auf ei­
nem anderen Markt als dem, auf dem die Beihilfeemp­
fänger tätig sind, berücksichtigen kann ( 2 ). Im vorliegen­
den Fall müssen die absehbaren Vorteile auf dem Markt 
für die Stromlieferung berücksichtigt werden, die aus den 
von Frankreich im Laufe dieses Verfahrens gemachten 
Zusagen resultieren. 

(166) Nach den ersten Ergebnissen für den Strombezug über 
den ARENH-Mechanismus liegt die Nachfrage bei 
60 TWh. Insgesamt 32 alternative Anbieter haben vom 
ARENH-Mechanismus Gebrauch gemacht, und ihre Nach­
frage wurde in vollem Umfang bedient. Angesichts der in 
den Erwägungsgründen 48 bis 52 beschriebenen struktu­
rellen Merkmale des französischen Marktes für die Strom­
lieferung deuten diese ersten Ergebnisse auf eine schritt­
weise Öffnung hin, die einen Wettbewerb ermöglicht, der
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sich ohne die Zusagen Frankreichs im Hinblick auf den 
Zugang zu Strom aus bestehenden Kernkraftwerken, der 
bis zu 25 % des erzeugten Stroms von EDF betragen 
kann, nicht hätte entwickeln können. Kein alternativer 
Anbieter hätte innerhalb einer so kurzen Zeit über 
ebenso große Produktionsanlagen wie der etablierte Be­
treiber verfügen können. Die weitere Zusage Frankreichs, 
den ARENH-Preis bis zum Inkrafttreten des Dekrets zur 
Festlegung der Berechnungsmethode für diesen Preis und 
zu seiner absehbar realen Senkung einzufrieren, dürfte 
diese Bewegung hin zu einem stärker wettbewerbsorien­
tierten Markt beschleunigen. Was den Zeitraum danach 
anbelangt, sind, wie die zuständigen Kommissare für 
Wettbewerb und Energie in ihrem Schreiben vom 
15. September 2009 feststellten, die geplanten tech­
nischen Modalitäten für diesen regulierten Zugang in 
mehrfacher Hinsicht entscheidend. Daher muss vorgese­
hen werden, dass die Maßnahme zur Festlegung der Me­
thode für die Ermittlung des ARENH-Preises der Kommis­
sion vorab im Entwurf zur Genehmigung vorgelegt wird. 
In diesem Zusammenhang wird die Kommission ins­
besondere überprüfen, ob die in Rede stehende Methode 
objektiv ist, sich auf allgemein anerkannte und festste­
hende Rechnungslegungsgrundsätze stützt und zur Fest­
setzung von Preisen führt, die einen wirksamen Wett­
bewerb auf dem Markt fördern. 

(167) Die Kommission vertritt die Auffassung, dass sich die mit 
dem Gesetz Nr. 2010-1488 eingeführte Reform positiv 
auf den EU-Binnenmarkt auswirken wird, weil sie den 
Markteintritt neuer Wettbewerber und den Fortbestand 
der dort tätigen Anbieter fördern wird. Der ARENH-Me­
chanismus dürfte mit der beträchtlichen Obergrenze von 
100 TWh gemeinsam mit der schrittweisen Kopplung der 
Märkte innerhalb der Europäischen Union und dem Aus­
bau der Verbundnetze zur Entwicklung des Wettbewerbs 
beitragen und damit zu einem Druck auf die Preise in 
Frankreich und den anderen Mitgliedstaaten führen. 

(168) Alles in allem wiegen die Vorteile für den Stromliefer­
markt, dessen vollständige Liberalisierung zu den Priori­
täten für den Binnenmarkt der Union zählt, die zwar 
negativen, aber — aufgrund der in den Erwägungsgrün­
den 101 bis 106 und 139 bis 140 dargelegten geringen 
Selektivität der Maßnahme — beschränkten Auswirkun­
gen auf den Wettbewerb und den Handel zwischen Mit­
gliedstaaten auf. Die in den Standard- und Rückkehrtari­
fen enthaltene staatliche Beihilfe beeinträchtigt den Han­
del daher nicht in einer dem gemeinsamen Interesse der 
Union zuwiderlaufenden Weise und erfüllt damit die Vo­
raussetzung von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c 
AEUV. 

IX. SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die Kommission stellt fest, dass Frankreich die Beihilfe unter 
Verstoß gegen Artikel 108 Absatz 3 EG-Vertrag rechtswidrig 
gewährt hat. Angesichts der Tatsache, dass diese Beihilfe über­
gangsweise im Zusammenhang mit der Liberalisierung des 
Strommarktes in Frankreich gewährt wird und mit Zusagen 

im Hinblick auf eine tief greifende Reformierung der Wett­
bewerbsbedingungen auf dem französischen Markt für die 
Stromlieferung einhergeht, vertritt die Kommission jedoch die 
Auffassung, dass die Beihilfe vorbehaltlich der Erfüllung der in 
den Artikeln 1 bis 4 genannten Bedingungen den Handel nicht 
in einer dem gemeinsamen Interesse zuwiderlaufenden Weise 
im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV beein­
trächtigt hat und beeinträchtigt — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die staatliche Beihilfe Frankreichs in Form von regulierten 
Stromtarifen (sogenannte „grüne“ und „gelbe“ Tarife) und der 
regulierten Übergangstarife zur Marktanpassung für große und 
mittlere Verbraucher ist unter den in Artikel 2 vorgesehenen 
Bedingungen mit dem Binnenmarkt vereinbar. 

Artikel 2 

Frankreich führt eine Mechanismus für den regulierten Zugang 
zu Strom aus bestehenden Kernkraftwerken (den sogenannten 
ARENH-Mechanismus) ein, mit dem das Unternehmen Electri­
cité de France verpflichtet wird, an seine Wettbewerber auf dem 
Stromeinzelhandelsmarkt während eines Zeitraums bis zum 
31. Dezember 2025 einen Teil seines aus Kernenergie erzeugten 
Stroms, höchstens jedoch 100 TWh, zu einem regulierten Preis 
zu verkaufen. Der Preis für den regulierten Zugang zu Strom 
aus bestehenden Kernkraftwerken (ARENH-Preis) wird während 
der Laufzeit des Mechanismus jährlich überprüft und spiegelt die 
wirtschaftlichen Stromerzeugungsbedingungen wider. Der 
ARENH-Preis darf 42 EUR je MWh nicht übersteigen und 
kann erst nach Inkrafttreten einer Maßnahme zur Festlegung 
der Berechnungsmethode für diesen Preis geändert werden. 
Diese Maßnahme wird der Kommission vorab im Entwurf zur 
Genehmigung vorgelegt. 

Frankreich schafft alle möglicherweise noch bestehenden staat­
lichen Beihilfen, die auf der Anwendung von regulierten Über­
gangstarifen zur Marktanpassung für große und mittlere Ver­
braucher beruhen, ab und unterlässt die Einführung gleichartiger 
Maßnahmen. 

Die von Frankreich nach dem Sommer 2012 gefassten Be­
schlüsse zu den regulierten Stromtarifen ermöglichen es, die 
Differenz zwischen der Addition der Kosten und dem regulier­
ten Tarif in Bezug auf das Jahr 2012 und anschließend jedes 
Jahr in Bezug auf das Vorjahr schrittweise zu verringern. 

Frankreich schafft alle staatlichen Beihilfen, die auf der Anwen­
dung regulierter Stromtarife für große und mittlere Verbraucher 
beruhen, spätestens am 31. Dezember 2015 ab und unterlässt 
die Einführung gleichartiger Maßnahmen. 

Artikel 3 

Frankreich teilt der Kommission innerhalb von zwei Monaten 
nach Bekanntgabe dieses Beschlusses die Maßnahmen mit, die 
ergriffen wurden oder geplant sind, um dem Beschluss nach­
zukommen.
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Artikel 4 

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik gerichtet. 

Brüssel, den 12. Juni 2012 

Für die Kommission 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERWALTUNGSVERFAHREN 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen EAC/S01/13 — Programm „Jugend in Aktion“ 
(2007-2013) 

(2012/C 398/06) 

EINLEITUNG 

Diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen basiert auf dem Beschluss Nr. 1719/2006/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. November 2006 über die Einführung des Programms 
„Jugend in Aktion“ im Zeitraum 2007-2013 ( 1 ), nachstehend Programm „Jugend in Aktion“. Die Modalitäten 
der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen sind dem Leitfaden („Handbuch“) zum Programm 
„Jugend in Aktion“ (2007-2013) zu entnehmen, der auf der Europa-Website veröffentlicht wurde (siehe 
Punkt VIII). Der Programmleitfaden ist Bestandteil dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen. 

I. Ziele und Prioritäten 

In dem Beschluss über die Einführung des Programms „Jugend in Aktion“ werden die folgenden allgemeinen 
Ziele festgelegt: 

— Förderung der aktiven Bürgerschaft junger Menschen im Allgemeinen und ihres europäischen Bürger­
sinns im Besonderen, 

— Entwicklung der Solidarität und Förderung der Toleranz unter jungen Menschen, insbesondere zur 
Stärkung des sozialen Zusammenhalts in der Europäischen Union, 

— Förderung des gegenseitigen Verständnisses zwischen jungen Menschen in verschiedenen Ländern, 

— Beitrag zur Entwicklung der Qualität der Systeme zur Unterstützung der Aktivitäten junger Menschen 
und der Kompetenzen der Organisationen der Zivilgesellschaft im Jugendbereich, 

— Förderung der europäischen Zusammenarbeit im Jugendbereich. 

Diese allgemeinen Ziele werden auf Projektebene unter Berücksichtigung der nachstehend aufgeführten 
ständigen Prioritäten umgesetzt: 

— Europäische Bürgerschaft 

— Partizipation junger Menschen 

— Kulturelle Vielfalt 

— Einbeziehung benachteiligter junger Menschen 

Neben diesen ständigen Prioritäten können für das Programm „Jugend in Aktion“ jährliche Prioritäten 
festgelegt und auf den Websites der Kommission, der Exekutivagentur und der nationalen Agenturen 
bekannt gemacht werden. 

Die jährlichen Prioritäten für das Jahr 2013 sind: 

— Projekte, die im Rahmen des Europäischen Jahres der Bürgerinnen und Bürger Maßnahmen zur Sensi­
bilisierung für die Unionsbürgerschaft und die damit verbundenen Rechte vorsehen;

DE 22.12.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 398/31 

( 1 ) ABl. L 327 vom 24.11.2006, S. 30.



— Projekte, die zur Teilnahme an den Europawahlen 2014 anregen und jungen Menschen dabei helfen, als 
aktive und informierte Bürgerinnen und Bürger aufzutreten; 

— Projekte, die sich der Problematik der Jugendarbeitslosigkeit annehmen, und Projekte, die die Mobilität 
arbeitsloser junger Menschen sowie deren aktive gesellschaftliche Teilhabe anregen; 

— Projekte, die auf die Problematik von Armut und Marginalisierung ausgerichtet sind sowie das Bewusst­
sein und das Engagement junger Menschen für die Bewältigung dieser Probleme schärfen, um eine 
stärker inklusionsorientierte Gesellschaft zu schaffen. Besondere Beachtung ist dabei der Einbeziehung 
junger Migranten, behinderter junger Menschen und gegebenenfalls jugendlicher Roma zu schenken; 

— Projekte, die — insbesondere im Wege von Jugendinitiativen — bei jungen Menschen Folgendes anregen 
und fördern: Initiativgeist, Kreativität, unternehmerische Initiative und Beschäftigungsfähigkeit; 

— Projekte, die gesunde Verhaltensweisen fördern, insbesondere durch Aktivitäten im Freien und Breiten­
sport als Möglichkeiten zur Förderung eines gesunden Lebensstils, sozialer Inklusion und aktiver gesell­
schaftlicher Teilhabe junger Menschen. 

II. Aufbau des Programms „Jugend in Aktion“ 

Um die Ziele des Programms „Jugend in Aktion“ zu verwirklichen, sind fünf operative Aktionen vorgesehen. 

Diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen betrifft die Unterstützung der nachstehend aufgeführ­
ten Aktionen und Unteraktionen: 

Aktion 1 — Jugend für Europa 

— Unteraktion 1.1 — Jugendaustausch (Dauer: höchstens 15 Monate): Diese Unteraktion ermöglicht es 
Gruppen junger Menschen aus verschiedenen Ländern, zusammenzukommen und mehr über die Kultur 
der anderen zu erfahren. Die Gruppen planen auf der Grundlage eines Themas von beiderseitigem 
Interesse gemeinsam ihren Jugendaustausch. 

— Unteraktion 1.2 — Jugendinitiativen (Dauer: 3 bis 18 Monate): Diese Unteraktion unterstützt auf lokaler, 
regionaler und nationaler Ebene konzipierte Gruppenprojekte. Sie unterstützt außerdem die Vernetzung 
vergleichbarer Projekte zwischen verschiedenen Ländern. Ziel ist die Stärkung des europäischen Aspekts 
der Initiativen und die Förderung von Zusammenarbeit und Erfahrungsaustausch zwischen jungen 
Menschen. 

— Unteraktion 1.3 — Projekte der partizipativen Demokratie für junge Menschen (Dauer: 3 bis 18 Monate): 
Diese Unteraktion unterstützt die Teilnahme junger Menschen am demokratischen Leben ihrer lokalen, 
regionalen oder nationalen Gemeinschaft sowie auf internationaler Ebene. 

Aktion 2 — Europäischer Freiwilligendienst 

Diese Aktion unterstützt die Mitwirkung junger Menschen an verschiedenen Formen freiwilliger Aktivitäten 
sowohl innerhalb als auch außerhalb der Europäischen Union. Im Rahmen dieser Aktion können junge 
Menschen einzeln oder in Gruppen an unbezahlten gemeinnützigen Aktivitäten im Ausland teilnehmen 
(Dauer: höchstens 24 Monate). 

Aktion 3 — Jugend in der Welt 

— Unteraktion 3.1 — Zusammenarbeit mit den Nachbarländern der Europäischen Union (Dauer: höchstens 
15 Monate): Diese Unteraktion unterstützt Projekte mit Nachbarstaaten, und zwar Jugendaustauschpro­
gramme und Projekte für Ausbildung und Vernetzung im Jugendbereich. 

Aktion 4 — Unterstützungssysteme für die Jugend 

— Unteraktion 4.3 — Ausbildung und Vernetzung der in der Jugendarbeit und in Jugendorganisationen 
Tätigen (Dauer: 3 bis 18 Monate): Diese Unteraktion unterstützt insbesondere den Austausch von 
Erfahrungen, Fachwissen und bewährten Verfahren sowie Aktivitäten, die zu langfristigen hochwertigen 
Projekten sowie Partnerschaften und Netzwerken führen können. 

Aktion 5 — Unterstützung der europäischen Zusammenarbeit im Jugendbereich 

— Unteraktion 5.1 — Begegnungen junger Menschen mit den für die Jugendpolitik Verantwortlichen 
(Dauer: 3 bis 9 Monate): Mit dieser Unteraktion werden die Zusammenarbeit, Seminare und der struk­
turierte Dialog zwischen jungen Menschen, den in der Jugendarbeit tätigen und den für die Jugendpolitik 
verantwortlichen Personen unterstützt.
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III. Förderfähige Antragsteller/innen 

Anträge können eingereicht werden von: 

— gemeinnützigen Organisationen oder Nichtregierungsorganisationen 

— lokalen und regionalen öffentlichen Körperschaften 

— informellen Gruppen junger Menschen 

— europaweit tätigen Jugendorganisationen 

— internationalen gemeinnützigen Organisationen 

— gewinnorientierten Organisationen, die eine Veranstaltung im Bereich Jugend, Sport oder Kultur orga­
nisieren 

Die Antragsteller/innen müssen ihren rechtmäßigen Sitz in einem der Programmländer oder einem der 
benachbarten Partnerländer der Östlichen Partnerschaft oder des westlichen Balkans haben. 

Einige Aktionen des Programms richten sich jedoch an eine begrenztere Gruppe von Projektträgern. Die 
Förderfähigkeit antragstellender Projektträger wird deshalb im Programmhandbuch für jede Aktion bzw. 
Unteraktion eigens festgelegt. 

IV. Förderfähige Länder 

Das Programm steht folgenden Ländern zur Teilnahme offen: 

a) den Mitgliedstaaten der Europäischen Union; 

b) gemäß den Bestimmungen des EWR-Abkommens den EFTA-Staaten, die Mitglieder des EWR sind (Island, 
Liechtenstein, Norwegen); 

c) den Kandidatenländern im Rahmen der Heranführungsstrategie gemäß den allgemeinen Grundsätzen und 
den allgemeinen Bedingungen und Bestimmungen, die in den Rahmenabkommen mit diesen Ländern 
über ihre Teilnahme an Programmen der Europäischen Union festgelegt sind (Türkei und Kroatien); 

d) der Schweiz; 

e) Drittstaaten, die im Jugendbereich Vereinbarungen mit der Europäischen Union geschlossen haben. 

Einige Aktionen des Programms richten sich jedoch an eine begrenztere Gruppe von Ländern. Die Förder­
fähigkeit der jeweiligen Länder wird deshalb im Programmhandbuch für jede Aktion bzw. Unteraktion 
eigens festgelegt. 

V. Gewährungskriterien 

i) Unteraktionen 1.1, 1.2, 3.1, 4.3 und Aktion 2: 

— die Relevanz für die Ziele und Prioritäten des Programms (30 %) 

— die Qualität des Projekts und der vorgeschlagenen Methoden (50 %) 

— das Profil der Teilnehmer/innen und Projektträger (20 %) 

ii) Unteraktion 1.3: 

— die Relevanz für die Ziele und Prioritäten des Programms (30 %) 

— die Qualität des thematischen Konzepts (20 %) 

— die Qualität des Projekts und der vorgeschlagenen Methoden (30 %) 

— das Profil und die Zahl der Teilnehmer/innen und Projektträger (20 %) 

iii) Unteraktion 5.1: 

— die Relevanz für die Ziele und Prioritäten des Programms (20 %) 

— die Relevanz für die Ziele der EU im Bereich der Jugendpolitik (20 %) 

— die Qualität des Projekts und der vorgeschlagenen Methoden (40 %) 

— das Profil und die Zahl der Teilnehmer/innen und Projektträger (20 %)
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VI. Budget und Laufzeit 

Für den Zeitraum 2007-2013 verfügt das Programm über ein Gesamtbudget von 885 Mio. EUR. Die 
jeweilige Mittelausstattung für ein Jahr unterliegt der Billigung durch die Haushaltsbehörde. 

Für die nachstehend aufgeführten Aktionen und Unteraktionen vorgesehenes Budget 2013 

Unteraktion 1.1 Jugendaustausch 39 691 270 

Unteraktion 1.2 Jugendinitiativen 14 794 500 

Unteraktion 1.3 Projekte der partizipativen Demokra­
tie für junge Menschen 

9 151 000 

Aktion 2 Europäischer Freiwilligendienst 70 156 580 

Unteraktion 3.1 Zusammenarbeit mit den Nachbarlän­
dern der Europäischen Union 

14 082 560 

Unteraktion 4.3 Ausbildung und Vernetzung der in 
der Jugendarbeit und in Jugendorga­
nisationen Tätigen 

21 749 750 

Unteraktion 5.1 Begegnungen junger Menschen mit 
den für die Jugendpolitik Verantwort­
lichen 

9 539 340 

VII. Termine für die Einreichung der Anträge 

Der Antrag muss bis zu dem Termin eingereicht werden, der entsprechend dem Termin für den Anlauf des 
Projekts festgelegt wird. Für Projekte, die bei einer nationalen Agentur eingereicht werden, werden pro Jahr 
drei Antragstermine festgelegt: 

Projekte, die anlaufen zwischen Termin für die Einreichung des Antrags 

1. Mai und 31. Oktober 1. Februar 

1. August und 31. Januar 1. Mai 

1. Januar und 30. Juni 1. Oktober 

Für Projekte, die bei der Exekutivagentur eingereicht werden, werden pro Jahr drei Antragstermine festgelegt: 

Projekte, die anlaufen zwischen Termin für die Einreichung des Antrags 

1. August und 31. Dezember 1. Februar 

1. Dezember und 30. April 3. Juni 

1. März und 31. Juli 3. September 

VIII. Weitere Informationen 

Weitere Informationen sind im Handbuch zum Programm „Jugend in Aktion“ auf folgenden Websites zu 
finden: 

http://ec.europa.eu/youth/index_de.htm 

http://eacea.ec.europa.eu/youth/index_de.php
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VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.6788 — Goldman Sachs/TPG/Barclays/Kew Green) 

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 398/07) 

1. Am 13. Dezember 2012 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Die 
Goldman Sachs Group, Inc. („Goldman Sachs“, USA), TPG Lundy Co L.P. („TPG“, Kaimaninseln), das letztlich 
von der Fondsgruppe TPG („TPG Funds“, USA) kontrolliert wird, und Barclays plc („Barclays“, Vereinigtes 
Königreich) erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch 
Erwerb von Anteilen die gemeinsame Kontrolle über die Kew Green Holdings Limited („Kew Green“, Ver­
einigtes Königreich). 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Goldman Sachs: globale Investmentgesellschaft mit vielfältigem, weltweitem Dienstleistungsangebot für 
eine breiten Kundenstamm, 

— TPG: globale Investmentgesellschaft mit vielfältigem, weltweitem Dienstleistungsangebot für eine breiten 
Kundenstamm, 

— TPG Funds: Fonds-Portfolio, in dem die verschiedenen von TPG kontrollierten Fonds gebündelt und 
verwaltet werden, 

— Barclays: große globale, alle Bankgeschäfte anbietende Finanzdienstleistungsgesellschaft, 

— Kew Green: Hoteleigentümer und -betreiber im Vereinigten Königreich. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission 
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der EG-Fusionskontrollverord­
nung fallen könnte ( 2 ) in Frage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel­
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.6788 — Goldman 
Sachs/TPG/Barclays/Kew Green per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa. 
eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË
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( 1 ) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (nachstehend „EG-Fusionskontrollverordnung“ genannt). 
( 2 ) ABl. C 56 vom 5.3.2005, S. 32 („Bekanntmachung über ein vereinfachtes Verfahren“).
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.6777 — Yazaki Europe/S-Y Systems Technologies Europe) 

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 398/08) 

1. Am 14. Dezember 2012 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das 
Unternehmen Yazaki Europe Limited („YEL“, Vereinigtes Königreich), das der Yazaki Corporation („YC“, 
Japan) angehört, erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung 
durch Erwerb von Anteilen die alleinige Kontrolle über die S-Y Systems Technology Europe GmbH 
(„S-YST“, Deutschland). S-YST wird derzeit von YC und der Continental Automotive GmbH gemeinsam 
kontrolliert. 

2. Die beteiligten Unternehmen, YEL und S-YST, entwickeln und verkaufen elektrische Bordnetzsysteme 
(elektrische Leitungssätze) für Fahrzeuge. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission 
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der EG-Fusionskontrollverord­
nung fallen könnte ( 2 ) in Frage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel­
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.6777 — Yazaki 
Europe/S-Y Systems Technologies Europe per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER- 
REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË

DE C 398/36 Amtsblatt der Europäischen Union 22.12.2012 

( 1 ) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (nachstehend „EG-Fusionskontrollverordnung“ genannt). 
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Bekanntmachung des Außerkrafttretens bestimmter Antidumpingmaßnahmen 

(Amtsblatt der Europäischen Union C 336 vom 6. November 2012) 

(2012/C 398/09) 

Seite 19: 

anstatt: 

„Diese Bekanntmachung wird nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. Novem­
ber 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern ( 2 ) 
veröffentlicht. 

Ware Ursprungs- oder 
Ausfuhrländer Maßnahmen Rechtsgrundlage Tag des 

Außerkrafttretens ( 1 ) 

Folien aus Poly­
ethylenterephtha­
lat (PET) 

Brasilien, Indien 
und Israel 

Antidumpingzoll Verordnung (EG) Nr. 1292/2007 des 
Rates (ABl. L 288 vom 6.11.2007, S. 1) 

7.11.2012 

( 1 ) Die Maßnahme tritt an dem in dieser Spalte angeführten Tag um Mitternacht außer Kraft. 

___________ 
( 2 ) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51.“ 

muss es heißen: 

„Nach der Veröffentlichung der Bekanntmachung des bevorstehenden Außerkrafttretens der nachstehend genannten 
Antidumpingmaßnahme ( 1 ) ging kein ordnungsgemäß begründeter Antrag auf Überprüfung ein; daher gibt die Kommis­
sion bekannt, dass diese Maßnahme in Kürze außer Kraft tritt. 

Diese Bekanntmachung wird nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 
2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern ( 2 ) 
veröffentlicht. 

Ware Ursprungs- oder 
Ausfuhrländer Maßnahmen Rechtsgrundlage Tag des 

Außerkrafttretens ( 1 ) 

Folien aus Poly­
ethylenterephtha­
lat (PET) 

Brasilien, Indien 
und Israel 

Antidumpingzoll Verordnung (EG) Nr. 1292/2007 des 
Rates (ABl. L 288 vom 6.11.2007, S. 1) 

7.11.2012 

( 1 ) Die Maßnahme tritt an dem in dieser Spalte angeführten Tag um Mitternacht außer Kraft. 

___________ 
( 1 ) ABl. C 117 vom 21.4.2012, S. 7. 
( 2 ) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51.“
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